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Stenographisches Protokoll
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Deutschösterreich.

Donnerstag, den 9. Jänner 1919.
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die dringliche Anforderung von Lebens- und Futtermitteln (116 der Beilagen). — 3. Gesetz
über die Errichtung von Jugendgerichten (118 der Beilagen). — 4. Bericht des Justizausschusses
über'einen Gesetzentwurf, betreffend die Änderung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom
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Beginn der -Sitzung: 11 Uhr 15 Minuten vormittags.
Vorsitzender: Präsident Hauser. „Auf Grund des Beschlusses des dentsch-üsterreichischcn Staatsrates vom 20. Dezember 1918beehrt sich die Staatskanzlei den.Entwm-f eines Ge¬setzes, betreffend die dringliche Anforderungjüou Lebens- und Futtermitteln (116 derhcilat/ni), mit dem Ersuchen zu übermitteln, diesenEntwurf der verfassungsmäßigen Behandlungin der Nationalversammlung znftibrcn zu wollen.

Schriftsüh rer: Friedmann.
StaatSkanzler: Dr. Renner.
Staatssekretäre: Dr. Bauer des Äußern,Tr. Mataja des Innern, Dr. Koller für Justiz,Stöckler für Landwirtschaft, Jukel für Verkehrs¬wesen, Hanusch für soziale Fürsorge/ Dr. Urbanfür Gewerbe, Industrie und Handel, Mayer Joseffür Heerwesen, Pacher für Unterricht, Dr. Beckfür Finanzen, Zerdik für öffentliche Arbeiten.Tr. Loewenfeld-Ruß für Bolksernährung, Dr.Kaup für Volksgcsnndhcit. .

. Wien, 4. Jänner 1919.
Dr. Renner."

„Auf Grund des Beschlusses des deutsch-österreichischen Staatsrates vom 3. Jänner 1919beehrt sich die StaatZkanzlei de» Entwurf einesGesetzes über die Errichtung von Jugend¬gerichten (116 der iteitai/ni), mit dem Ersuchenzu Übermitteln, diesen Entwurf der verfassungs¬mäßigen Behandlung in der Nationalversammlungznführen zu wollen.
Präsident Hauser: Ich erkläre die Sitzungfür eröffnet.Die Protokolle über die Sitzungen vom18- und 19. Dezember v. I. sind nnbeanstaudetgeblieben, demnach als genehmigt zu betrachten. Wien, 4. Jänner 1919-

♦ Dr. Renner."Die Herren Abgeordneten Teltschik, Dr.Schreiner, Dr. Kindermann und Dr. Heilingerhaben sich krank gemeldet. „Ans Grund des Beschlusses des deutsch-österreichischen Staatsrates vom 20. Dezember 1918beehrt sich die StaatLkanzlei den Entwurf einesGesetzes, betreffend das Jägdrecht auf Staats¬gütern und vom Staate verwalteten Fonds-gütern (115 der Jteihi/eu), mit dem Ersuchen,;uübermitteln, diesen Entwurf der verfassnngs-mäßigenBehandlung in der Nationalversammlungzusiihren zu wollen.

Es sind Zuschriften der Staatskanzleicingelangt, mit welchen die Einbringung vonVorlagen des Staatsrates angckiindigt wird.Ich ersuche nm Verlesung dieser Zuschriften.
Schriftführer Friedmann (liest) i»Auf Grund des Beschlusses des Staatsrateövom 3. Jänner 1.919 beehrt sich die StaatSkanzlerin der Anlage die Vorlage des StaatsratcS überein Gesetz, betreffend die Ergänzung des 8 11deS Gesetzes vom 18. Dezember 1918, St. G.Bl. Nr. 115, über die Wahlordnung für diekonstituierende Nationalversammlung unddes-Artikels II des Gesetzes vom 18. De¬zember 1918, St. G. Bl. Nr. 114, über dieBerufung der konstituiereudeu National¬versammlung samt Motivenbcricht (Jt4 derfieihujcn) mit dem Ersuchen zu übermitteln, dieseVorlage der verfassungsmäßigen Behandlungznführen zu wollen.

Wieu, 4. Jänner 1919. >
Dr. Renner."

„Auf Grund des Beschlusses des dentschHster-reichischen StaatSratcS von» 3. Jänner 1919 beehrtsich die Staatskanzlei den Entwurf ejnes Gesetzes,betreffend die Neuregelung der staatlichenSalzverschleisrpreise und der bei der Ein¬fuhr von Salz zu entrichtenden Lizenz¬gebühr (117 der Helionen), mit dem Ersuchen zuübermitteln, diesen Entwurf der verfassungs¬mäßigen Behandlung in derNationalversammlung'zuführen zu wollen.Wien, 1. Jänner 1919. ( Wie», 4. Jänner 3919.' Tr. Renner." -\ Dr. Renner."
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«Auf Grund des Beschlusses des deutfchöster-
rcichifchen Staatsrates von, 8. Jänner 1919 beehrt
sich die Staatskanzlci den Entwurf eines Gesetzes,
betreffend strafrechtliche Bestimmungen zum
Schutze der Wahl- und Versammlungsfreiheit
(122 der Umlagen), mit dein Ersuchen z,l Über-
witteln, diesen Entwm-f der verfassungsmäßigen
Behandlung in der Nationalversammlung znführen'
,;n UtüUcit

Fondsgütcrn, dem volkswirtschaftlichen Aus¬
schüsse;

die Vorlage, betreffend die Neuregelung
der staatlichen Salzverschleißpreisc und der
bei der Einfuhr von Salz zu entrichtenden Lizenz¬
gebühr, dem Finanzausschüsse;

die Vorlage, betreffend de» Schutz von,
Ziehkindern und unehelichen ttindern, dem
JllstizauSschUfse. (Ztixlimmvng.)

Wien, fl. Jänner 1919. —
Wir gelangen mm zur Tagesordnung. Der

erste Punkt der Tagesordnung wäre, falls keine
Einwendung dagegen erhoben wird, das Gesetz,
betreffend die Ergänzung des § 11 des Ge¬
setzes vom 18. Dezember 1918, St. G. Bl.
Nr. 115, über die Wahlordnung für die
konstitnicrende Nationalversammlung, und
des Artikels 11 des Gesetzes vom 18. De¬
zember lylfl. St. G. Bl. Nr. 114, über die
Berufung der konstituierenden National¬
versammlung (Hcilage Nr. 114).

Dr. Renner."

„Auf Grund des Beschlusses des dentschoster-
reichischen Staatsrates vorn 8. Jänner 1919 beehrt
sich die Staatskanzlei den Entwurf eines Gesetzes
über den Schutz von Ziehkindern und unehe¬
lichen Bindern samt Motivenbericht (121 der
lleilagcn) mit dem Ersuchen zu übermitteln, diesen
Entwurf der verfassungsmäßigen Behandlung
in der Giationalversannnlung znführen zu wollen.

Dieses betreffende Gesetz ist weder im 91»$--'
schnffe. noch irgendwie vorbereitet, es ist aber sehr
dringlich und obwohl in unserer Geschäftsordnung
ein Prüzedenz dafür nicht besteht, frage ich die hohe
Versammlung, ob sic geneigt ist, dieses Gesetz sofort
in Verhandlung zu nehmen. (Niemand meldet xieh!)
Wenn kein Einspruch dagegen erhoben wird, so wcrdeich
das Gesetz sofort in Verhandlung nehmen. (Naeh
einer Paime:) Es wird kein Einspruch erhoben. Ich
bitte daher den Herrn Staatskanzler Dr. Renner,
zu referieren.

Wien, M. Jänner 1919.

Dr. Renner."

«Ans Grund des Beschlusses des dcntschöstcr-
reichischcn StaatSratcs vom fl. Jänner 1919 beehrt
sich die Staatskanzlei den Entwurf eines Gesetzes,
womit der § 15 des Gesetzes von, 18* De¬
zember 1918, St. G. Bl. 9fr\ 115, über die
Wahlordnung für die konstituierende Natio-
nalvcrsanunlnng nbgeändert wird (120 der
Jieihgni), mit dem Ersuchen zu übermitteln, diesen
Entwurf der verfassungsmäßigen Behandlung
in der Nationalversammlung ^zufübren zu wollen.

Staatskanzler Dr. Renner: Hohes Hans!
Da? Gesetz, das dem Hanfe unterbreitet wird, räumt
den Staatsbürgern der Deutschen Republik unter
gleichen Bedingungen das Stimmrecht zur konsti--
tuicrcnden 9lationalvc^ammlnng von Dcntfchöster-
reich ein wie den Staatsbürgern Dentschvsterreichs
selbst. Der Staatsrat hat sich entschlossen, diesen
Gesetzentwurf zu unterbreiten, nachdem die Deutsche
Republik in dieser Sache vvrangegangen ist. Die
Regierung der Deutschen Republik hat beschlossen, den
deutschöstcrreichischen Staatsbürgern unter der Vor¬
aussetzung der Gegenseitigkeit das Stimmrecht zur
konstituierenden Nationalversammlung der Deutschen
Republik ciuznränmcn. Das geschieht in der
Fonn, daß Dentschösterreicher, die auf der» Boden
der Deutschen Republik weilen, dort die deutsch-
österreichische Staatsbürgerschaft Nachweisen und
dann an den Wahlen zur konstituierenden National¬
versammlung des' Deutschen Reiches teilnehmcn.
Wir haben blvß die Gegenseitigkeit zu erfüllen, und
das hat der vorliegende Gesetzentwurf zur Aufgabe.
Der Gesetzentwurf sagt im 8 1 (Hext):

Wien, 8. Jänner 1919.

Dr. Renner."

Präsident Hauser: Die Vortage über ein
Gesetz, betreffend die Ergänzung des § 11
der Wahlordnung für die konstituierende
Nationalversammlung und des Artikels ll
deS Gesetzes über die Berufung der kon¬
stituierenden Nationalversammlung, weiters

das Gesetz, betreffend die dringliche An¬
forderung von Lebens- und Futtermitteln,
sowie

das Gesetz über die Errichtung von
Jugendgerichten find Gegenstände der heu¬
tigen Tagesordnung.

Die folgenden Vorlagen werde ich — falls
keine Einwendung erhoben wird — sofort zu-
weisen, und zwar:

„Zwischen dem ersten und dritten Absatz des
§ 11 des Gesetzes vom 18. Dezember 101S,

die Vorlage, betreffend das Jagdrecht, auf
Staatsgütern und vom Staate verwalteten
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2t. G. Bl. Nr. 11ö,. über die Wahlordnung fürdie konstituierende Nationalversammlung ist folgenderAbsatz einzuschalten:

als erstrebenswert betrachtet werden können, kann
gewiß kein Grund für uns sein,. den Anschluß an
das Deutsche Reich nicht nach wie vor zil unserem
Patteigrnndsatz zri erheben. Denn "die Zustände im
Deutschen Reiche sind vorübergehender Natur und
es werden auch wieder einmal beffcre Zeiten kommen.
(Ruf: Hoffentlich!)

„ „Unter den gleichen Voraussetzungen findunter der Bedingung der. Gegenseitigkeit auch jenedeutschen Reichsangchörigen wahlberechtigt, die amTage der Verlautbarung der Wahlansschreibungihren ordentlichen Wohnsitz in einer GemeindeTeutschösterreichS haben."" Wenn weiter auch noch geltend gemacht wird,
daß lvir, wenn wir dm Anschluß an das Deutsche
Reich verkünden, daun auch bei den große» Schulden
mitzahlen lnüßtcn, die Deutschland habe, daß wir
dann vielleicht an die Entente Kriegsentschädigungen
in demselben Ausuraßc — natürlich prozentuell —
zahlen müßten wie das Deutsche Reich, so smd das
wohl lächerliche Behauptimgen. Es steht doch nur
bei uns und dem Deutschen Reiche.' als zwei ver¬
tragschließenden Teilen, den Eintritt unter Bedin¬
gungen sich vollziehen zu lassen, welche gewiß weit¬
ab von- denjenigen liegen, die nn§ da zugemutct
werden. Wenn jemand in ein Verhältnis mit einem
Gesellschafter cintritt, so ist e§ doch seine Sache,
wie er die Gemeinschaft mit ihm veranstaltet, ob er
die Schulden zum Teil oder zur Gänze oder auch
gar nicht übernimmt» kurz, daö alles ist Sache einer
freien Vereinbarung und e§ kann füglich nicht da¬
von gesprochen werden, daß wir an den Kriegslasten.
in demselben Maße, teilnehmen, als diese Kriegs¬
lasten seitens der Entente, dem Deutschen Reiche
anfcrlcgt werden.

Die Beschlußfassung ist dringlich. Das hoheHaus hat keinen Einspruch dagegen erhoben, daßsofort die erste Lesung stattfindet, weil die Ange¬legenheit eben so dringlich ist. Im Deutschen Reichewird man bereits am- 16. Jänner wählen. Es mußalso die Antwort, ob wir daS Gegeuseitigkeits-UcrhältniS Herstellen, so rasch als möglich nachDeutschland gelangen. .
Infolgedessen erlaube ich mir auch denweiteren geschäftSordnnngsmaßigen Antrag zustellen, daß dieses Gesetz, daS ja ganz einfachund im Wesen selbstverständlich ist, zugleich auchin zweiter und dritter L.csuug verabschiedetwerde.
Präsident Hauser: Zum Worte hat sich derHerr Abgeordnete Dr. v. Mühlwerth gemeldet.Ich erteile ihm das Wort.
Abgeordneter Dr. R. v. Mühlwerth: Hohe,Rationalversammlung! - Ich habe mich zum Watte

gemeldet, nm meiner Freude und meiner Befriedigungdarüber Ausdruck zu geben, -daß nnS -diese Gesetzes-vorlage vom Staatsratc unterbreitet wurde. Sic istdie richtige Antwort auf die Begrüßung, die un§aus dem Deutschen Reiche in dieser Beziehung zu¬teil nmrde. Ich möchte aber, nachdeut ich schon ein¬mal beim Wotte bin, die Gelegenheit nicht vor-über-geben lasten, bei diesem Anlasse neuerlich zu be¬tonen, daß ich und meine Parteigcnösstn * nach wievor unverrückbar auf dem Standpunkt stehen, daßinnere junge Dentschösterreichische Republik ein Be¬standteil de§ Deutschen Reiches ist und bleiben nmß.Wir freuen un§ jetzt dieses Beschlusses, der damalsvon unserem jungen Staatswcsen gefaßt lvnrde, undich nehme ans das nachdrücÄichste hiermit gegenalle jene Quertreibereien Stellung, welche vonKreisen, die offenbar der Elttente nahestehcn, indieser Richtung inszeniert worden sind. Ich will hiernicht näher auf alle diese Gründe cingehe«, die vonden Gegnern des AnschluffcS an daS Deutsche Reichgeltend gemacht werden. Es sind dies lediglichSchemgründe. Wenn ich ein paar dieser Gründehervorheben will, so ttie ich dies mir, nm darzutun,wie wenig stichhaltig dieselben sind. ,

Ich. glaube also, nur neuerlich betonen zu
dürfen, daß wir nach wie vor ans dem ©tanbpnnUc
stehen, daß wir in das engste staatsrechtliche Ver¬
hältnis mit dem Deutschen Reiche eintreten wollen.
Es ist gar kein Zweifel, daß unsere Industrie für
kurze Zeit eine unangenehme Übergangsperiode wird
mitmachen müsten — darüber kann gewiß nicht
gestritten werden — aber mit der Zeit' werden wir
auch gewiß an dem später wieder wachsenden Exporte
de§ Deutschen Reiches teilnehmen. (Abgeordneter
Kemetter: Und da* Volkstum geht über den Geld¬
stück!) Selbstverständlich!

Es ist unlängst üi einer jüdischen Zeitung,
ich glaube, es war die Sonn- und Montagsjüdin,
eitzählt worden, wir hätten eigentlich gar keine
Berührungspunkte mit dem Deutschen Reiche, gar
keine gemeinsame Kultur, wir seien ihnen wesens¬
fremd, wir haben nichts anderes gemeinsam als
nur die Sprache. (Abgeordneter Kemetter: Wer
hat das gesagt'!) Die „Sonn- und Montagszeitung",
Alexander Scharffs Nachfolger und Söhne.

Meine Herren! Nur die Sprache! Kann es
denn für cm Volk etwas Höheres und Köstlicheres
geben als seine Muttersprache! Wir Dentschnationalen
sehen in unserer.Muttersprache nicht ein zufälliges
Verständigungsmittel, wie etwa jemand im Volapük

Der Umstand, daß gegenwärtig int Deutschen.Reiche Zustande herrschen, die von uns gewiß nicht
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entgegenkommenden Standpunkt all denjenigen
Planen gegenüber eingenommen hat, die man in ,
anderen, Deutschösterreich fremden und zum Teil
feindlichen Kreisen über unsere Zukunft hegt. (Sehr
richtig!)

oder im Esperanto ein Verständigungsmittel sieht,
sondern für uns ist die Muttersprache ein kostbares
Erbstück unserer^Illtvorderen, das wir ungeschmälert'
unseren Kindern und Kindeskindern erhalten wollen
. . . (Abgeordneter Kemetter: Ja ist ein Attxdruck
unserer gemeinsamen Kultur!) . . . sie ist, wie hier
richtig bemerkt wurde, ein Ausdruck unserer gemein¬
samen Kultur/ Behaupten zü wollen, daß uns mit
dem Deutschen Reiche nichts anderes verbinde.als
nur die Sprache, ist eine aüsliegende Gemeinheit,

Unsere Presse hat —• man muß das schon
sagen — in diesem Fragen nicht die notwendige
politische Zucht eingehalten. Es ist selbstverständlich
jedem Staatsbürger gestattet, seine Auffassung über
die Zukunft des Staates auszusprechen und knnd-
zugeben. Man muß aber so viel Verständnis für
das^ politische Interesse des Landes und so viel
Einordnung in das Gesamtinteresse des Staates
haben, daß man nicht durch zu weitgehende Bereit-
Willigkeit schon die Verhandlungsbasis verschiebt und-
der Staatsgewalt zu große. Schwierigkeiten bereitet. -
Der Staatsrat steht bis heute und wird, wie ich
meine, in aller Zukunft ans dem Standpunkte stehen,
daß die deutschöstcrreichische Republik ein Bestand¬
teil der großen deutschen Republik ist. (BeifallJ
Ich bitte also um Annahme des Gesetzentwurfes.
(Bravo !)

' die den deutschen Wienern seitens dieses jüdischen
Montagsblattes aufgetischt wird. Wir verwahren uns
gegen eine solche Ausdrucksweise. Wir haben zweifellos
mehr Gemeinsames mit dem Berliner oder dem
Deutschen von der Watterkant als mit dem Tschechen
oder Jugoslawen.

Wir waren durch die Verhältnisse genötigt,
Jahrhunderte in einem Staatspferch mit Völkern
Zu leben, die uns vollkommen wesensfremd "waren,
die für deutsche Sprache, deutsche Gesittung und
deutsche Kultur gar kein Verständnis hatten. Nun
kommt man und . will uns wieder in denselben
Pferch ^ hineinzwängen, will verhindern. daß
wir uns, dem Zuge unseres Herzens folgend, mit
unseren Brüdern, mit denjenigen vereinen, zu denen
wir gehören, die Fleisch von unserem Fleische und
Blut-v on unserem Blute sind. Und kein Friedens-
schlußprotvkoll wird uns jemals einreden können,
daß die 9 oder 10 Millionen Deutschösterreicher
nicht Fleisch vom . Fleische der Reichsdeutschen nnd
Blut von ihrem Blute seien. Mit solchen Dingen
bleibe man uns vom Leibe. Wir sind und bleiben
Deutsche sans phrase ' in erster und in letzter
Linie. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Ich möchte aber zugleich die Gelegenheit'
benützen, um die geschäftsordnnngsmäßigc Anregung
zu geben, daß wir die zwei Gesetzentwürfe, die un- 1 •
mittelbar damit Zusammenhängen, gleichzeitig be¬
handeln, nämlich das Gesetz, betreffend die.Kürznng-
der Reklamationsfrist, und das Gesetz, betreffend
den Schutz der Wahl- und Versammlungsfreiheit.

Präsident Hauser: . Ich betrachte diesen - •
letzten Antrag als formellen Antrag und bitte die¬
jenigen Herren, welche damit einverstanden sind,
daß jetzt in die Tagesordnung das Gesetz, betreffend ,
die Abänderung der Wahlsristen, und das Wahlschutz¬
gesetz eingeschoben werden, sich von, den Sitzen zn
erheben. (Geschieht.) Mit der erforderlichen Zwei¬
drittelmehrheit angenommen.

Präsident Hauser:, Es ist niemand mehr
zum Worte gemeldet. Ich erteile dem Herrn
Staatskanzler das Schlußwort.

Nim schreite ich zur Abstimmung über das-
Gesetz, betreffend die Ergänzung des § II
des Gesetzes vom 18. Dezember 1918, St. G- •
Bl. Nr. 115, über die Wahlordnung für die
konstituierende Nationalversammlung, und
des Artikels II des Gesetzes vom 18. De¬
zember 1918, St. G. Bl. Nr. 114, über die
Berufung der konstituierenden .National-,
Versammlung.-

Staatskanzler Dr. Renner: Meine Herren!
Ich glaube, daß das Gesetz bei ^unseren deutsch-
österreichischen Staatsbürgern allgemein Freude
auslvsen wird. Wir begrüßen die Reichsdeutschen,
die auf unserem Boden wohnen als Mitwähler zu
unserer konstituierenden Nationalversammlung. Ich
teile in diesen: Punkte ganz nnd gar die Auf¬
fassungen des unmittelbaren Herrn Vorredners. Ich
hege die gleichen Bedenken gegen eine Agitation,
die sich bei uns breit macht und darauf gerichtet
ist, Deutschösterreichs Entschließungen für die Zu¬
kunft zu präjudizieren, auch unsere Lage bei den
kommenden Verhandlungen außerordentlich zu er¬
schweren. Es ist eine Tatsache, daß unsere große
Prcffe das Interesse Deutschösterreichs tatsächlich in
vielen Belangen gefährdet hat dadurch, daß sie,
ohne auch nur das Gesamtinteresse Dentschöster-
reichs zu berücksichtigen, vorweg einen viel zu

Ich bitte,"meine Herren, die Plätze einzunehmen.
Ich bitte diejenigen Herren, welche die §8 1, 2, 6
und 4, welche unbeanstandet geblieben sind, .annehmen
wollen, sich zn erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche auch Titel
und Eingang des Gesetzes annehmen wollen, sich zn
erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich konstatiere auch die erforderliche Zweidrittel¬
mehrheit, weil es sich hier utn bie Abänderung eines
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Wahlversahrcns betraut sind, immer mehr die Er¬
fahrung Machen, daß der Postcnlaus zwischen dem
einzelnen Ämtern sich überaus schwierig und lang--
wierig ' gestattet. Die Verkehrsverhältnisse werden
immer schlechter; die Dnrchfichrung der Wahlen
erfordert -einen ständigen Verkehr zwischen bcin
Staatsamte des Innern beziehungsweise der Haupt-,
wahlbehördc, den Kreiswahlbehörden, den Bezirks-
hanptmannschasten und Bezirkswahlbehörden und den
Gemeinden, und dieser Verkehr gestaltet sich sv
schleppend, daß zu befürchten ist. daß nach der vor-
genommenen Ausschreibung der Wahlen die Er¬
ledigung der Reklamationen nicht rechtzeitig erfolgen
kann, daß also Reklamationen erst am Wahltage
oder in den nächsten zwei oder drei Tagen nach
der Wahl zurückkommen. Das wäre mm im höchsten
Grade beklagenswert, weil dadurch manche'in die
Wählerliste / eingetragen wären, die nicht Wähler
sind, umgekehrt, viele .nicht eingetragen wären, die
Wähler sind, und es würde dadurch die 'Wahl von
vielen Wahlberechtigten angefvchten werden können.
Um nun dieser Gefahr zu entrinnen, hat der Staats¬
rat, nachdem er schon früher den Rechtszug vog
der Kreiswahlbehörde an die Hauptwahlbehörde aus-
geschalict hatte, ein Auskunftsmittel ergriffen, um. das
Wahlverfahren abzukürzeu, die Reklamationsfrist, die
im Gesetz mit 14 Tagen vorgesehen ist, urn 4 Tage
zn 'kürzen und auf 10 Tage zu beschränken. Diese
Beschränkung wird, glaube'ich, die Gründlichkeit des
Reklamationsversahrens nicht beeinträchtigen/ Es war
im ursprünglichen Staatsratsentwurf eine bloß
achttägige Reklamationsfrist vorgesehen; ' die Kom¬
mission des Staatsrates hat nun, uns in . die
Reklamationsfrist: mindestens zwei Sonntage eiuzu-
beziehen ussd so auch denjenigen, die dssrch ihren
Beruf schwer dazss komnsen, die Reklamation durch¬
zuführen, die Möglichkeit zu gebess, sich um ihr
Wahlrecht zu beküsnmeru, die Frist auf zehir Tage
verlängert. Diese zehn Tage wurdest erst hinterher
tin Ausschüsse der Nationalversammlung auf
vierzehn Tage erhöht. 5Ttim glaubt der Staatsrat,
daß die Wählerschaft mit- den ursprünglichen zehn
Tagen für die Reklamation, das Auslangen finden
wird. Wenn diese vier Tage gewonnen sind, sockansi
ssach dem Kalendarium, das von den Wahlbehörden.
mit großer Sorgfalt errechnet worden ist, die Wahl
mit Gewißheit ordnungsgemäß am 16. Februar
stattfinden. Ich. bitte also, das Gesetz in' der
Faffung der Vorlage anzunehmen. '

Staatsgrundgesetzcs gehandelt hat. Damit ist das
Gesetz in zweiter Lesuntz erledigt.

Staatskanzler Dr. Renner: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung,

Präsident Hauser: Der Herr Stcicchskcmzler
beantragt die sofortige .Vornahme der dritten Lesung.
Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Anträge des
Herrn Staatskanzlers zustimmen, sich Dl erheben.
(Geschieht.)

Der Antrag ist mit der erforderlichen
Zweidrittelmehrheit angenommen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche das Gesetz
auch in dritter Lesung annehmen wollen, sich zn er¬
heben. (Geschieht.)

Das Gesetz, betreffend die Ergänzung 'des § 11
des Gesetzes von: ,1'8. Dezember 1918, St. G. Bl.
Nr. .115; über die Wahlordnung für die konsti¬
tuierende Nationalversammlung, und des Artikels II
des Gesetzes vom 18. Dezeiüber 1918, St. G. Bl.
Nr. 114, über die Berufung der konstituierenden
Nationalversammlung (gleichlautend mH ;\V. 114
der Beilagen), ist auch in dritter Lesung mit der
erforderlichen Zweidrittelmehrheit angc-
nomnien und .hiermit der Gegenstand erledigt.

Wir kommen nun nach denk Anträge des Herrn
Staatskanzlers zur Verhandlung des Gesetzes/ womit
der § 15 des Gesetzes vom 18. Dezember
1918, St. G. Bl. Nr. 115, über die Wahl¬
ordnung für die konstituierende National-
Versammlung abgeändert wird (120 der Bei¬
lagen).

Ich erteile dem Herrn Stantskanzler das
Wort. '

Staatskanzler Ar. Renner: Meine Herren!
Der Staatsrat hat gestern beschlossen/ die Wahlen
zur konstituierenden Nationalversammlung auf den
16. Februar festzusetzen. Dieser Tag war ursprünglich
in Übereinstimmung mit denk Wahltage zur deutschen
konstituierenden Nationalversammlung in Aussicht
genommen worden. Diese Msicht wurde allerdings
dadurch durchkreuzt, daß die deutsche Reichs-
regierung den Wahltag vorgeschoben hat; die Wahlen
zur deutschen Nationalversammlung werden am
19. d. M. 'stattfinden. Wir waren nun aber in den
Vorbereitungen schon so weit, daß wir eine weitere
Vorverlegung, des Wahltages nicht mehr bewerk¬
stelligen konnten und nur diesem beklagenswerten
Umstande ist es zuzuschreiben, daß wir nicht an
einem-und demselben Tage draußen in der deutschen
Republik und hier in der deutschösterreichischen
Republik wählen können. Aber selbst die Wählen
am 16. Februar waren dadurch gefährdet, daß
unsere Behörden, die mit ' der Durchführung des

Präsident Hauser: Ich eröffne die Debatte.
Die Vorlage ' hat nur einen meritorischen Para¬
graphen, infolgedessen haben wir nur eine Spezial-
debalte zu führen.

Zum Worte gesneldet hat sich der Hers-
Abgeordnete Dr. Neumann-Walter; ich .erteile
ihm das Wort.
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Abgeordneter Dr. Neumann-Walter: Hohe
Nationalversammlung! Ich erlaube mir, im engsten
.Zusammenhänge mit dem in Verhandlung stehenden
Gesetze folgenden Antrag zu stellen, der allerdings
eine Ergänzung des Wahlgesetzes beinhaltet, aber
eine höchst wichtige, die einem in weitesten Kreisen
verbreiteten Wunsche der Bevölkerung, wie ich
glaube, unbedingt entspricht. /

vergeben werden, einen ganz anderen Charakter und
eine ganz andere Bedeutung haben werden als
vordem.

Wir befanden uns vordem in der Lage, daß
die Vertreter des Volkes eigentlich an der kon¬
kreten Verwaltung nicht tcilnähmen, daß die Ver¬
treter des Volkes nur beratende Stimme hatten,
daß das Abgeordnetenhaus selbst nicht einmal das
volle Gesetzgebungsrecht hatte, sondern darin noch
durch das Herrenhaus und das Sanktionsrecht der
Krone gehemmt war und die parlamentarische
Initiative lange nicht die Bedeutung hatte, wie
nunmehr. In'Hinkunft wird das Amt eines Volks¬
vertreters in der Gemeinde, im Lande und im
Staate eine sehr erhöhte Bedeutung, eine erhöhte
Verantwortung und zugleich auch eine, erhöhte
Arbeitslast bedeuten. Es wird sich also der Zustand
von selbst Herausstellen, daß es dem einzelnen
Mandatsträger, dem einzelnen Vvlksbeauftragten
nicht möglich sein wird, eine größere Zahl von
Ämtern zugleich zn bekleiden.

Ich stelle den Antrag, dem Wahlgesetze an-
znfügen (Haft):

„Das Amt eines Nationalrates ist mit
dem f Amte eines Bürgermeisters, Vize¬
bürgermeisters oder Stadtratcs der Städte
mit eigenem Statist oder den Ämtern eines
Landeshauptmannes, seiner Stellvertreter und -
der Landesrätc unvereinbar."

So wichtige Ämter erfordern zweifellos die
ganze Tätigkeit eines Menschen, es sind sicherlich
Konfliktsfällc vorhanden, wie etwa zwischen einem
Landeshauptmann und den Interessen des Gesaint-
reiches, zwischen der extremen Wahrung der Interessen
einer Stadt, wie sie. einem Bürgermeister obliegt
und den Aufgaben eines Nationalrates. Ich -glaube,
daß das doch, wenigstens nach sehr bedeutenden
Stimmen der Bevölkerung unvereinbar ist.^ (Abge¬
ordneter Teufel: Das ist Sache der Partei!) Es

kann gewiß Sache der Partei oder Parteiklique
sein, die Ämterkumulicrung wieder cinzuführen. Der

. Wunsch der, Bevölkerung geht in überwiegendem
Sinne .dahin, daß diese Unvereinbarkeit festgestellt
werde, weil die gesamte Bevölkerung ein Interesse
daran hat, daß die Ämter voll und ganz ausgefüllt
werden und das; die Ämterkumulicrung, die zweifel¬
los Berufspolitiker züchtet, endlich beseitigt werde.
Ich stelle daher die Bitte, meinen Antrag zur Ab¬
stimmung zu bringen. Ich werde ihn sofort dem
-Herrn Präsidenten schriftlich vorlegen.

Es kommt 'dazu noch der staatsrechtliche
Gesichtspunkt.. Da in Hinkunft die Natwnalversamm-
lung zugleich auch die oberste Regierung im ganzen
Staatswesen führen wird, würde eine Vermengung
von Kompetenzen eintrcten, wenn dasselbe Organ,
unk mich in der alten Terminologie auszudrücken,
erste, zweite oder dritte Instanz wäre. Ich bin
daher überzeugt, daß die konstituierende Nationalver¬
sammlung ein Jnkompatibilitätsgesetz beschließen wird
und beschließen muß, aber ich glaube nicht, daß es
zweckmäßig 'wäre, schon stützt in das vorliegende
Gesetz eine solche Bestimmung anfzunehmen.

Dagegen spricht folgender sachlicher Grund.
Wir haben in der letzten Zeit die Gemeindever¬
tretungen, die Landesversammlungen neu ein¬
gerichtet un> wir werden in einigen Tagen,^in etwa
sechs Wochen, die Nationalversammlung neu cin-
richtcn. Bei der Kürze der Zeit sind sich die Parteien
zweifellos nicht vollständig klar darüber, welche
ihrer Funktionäre sic in die eine oder in die andere
Funktion setzen werden. Es wäre nun ein großer
Übclstand, wenn in der ersten Zeit nicht eine
leichtere Auswechslung möglich wäre und wenn es
den einzelnen Funktionären nicht wenigstens noch
aus einige Zeit freistünde, sich vorzubehaltcn, welchem
Betätigungsgebietc sie sich zuwenden werden. Es
empfiehlt sich daher, obwohl ich die Grundsätze des
Herrn" Vorredners und Antragstellers teile, nicht,
jetzt schon in das Gesetz über die Nationalver¬
sammlung diese Bestimmung aufzunehmen, sondern
es würde sich empfehlen, dieselbe in das Äer-
fassuugsgesetz, in die Konstitutionsurkunde auf¬
zunehmen. Denn sie gilt ja für die Nationalver¬
sammlung/ für die Landesversammlungen und für

Präsident Hauser: Es ist niemand mehr
zum Worte gemeldet; ich erteile das Wort dem
Herrn Staatskanzler.

Staatskanzler Dr. Renner: Meine Herren!
Der Antrag, der von seiten des Herrn Dr. Neu-
mann-Walter gestellt worden ist, begegnet gewiß
in der Bevölkerung großen Sympathien. Aber ich
Möchte nicht den Gesichtspunkt bei der Beurteilung
der Frage in den Vordergrund rücken, der vom
Herrn Vorredner in der Debatte angeführt wurde,
den Gesichtspunkt der Ämterkumnliernng von der
individuellen Seite des Anitsträgers. Ich möchte
mich vielmehr an das Bedürfnis des Amtes selbst
halten, an die Tatsache, daß die Wahlämter, die
in Hinkunst in der^ Deutschösterreichischcn Republik.
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Lic Gemeinden, sie niüßtc also enthalten sein in der
Wahlordnung zur Nationalversammlung, in den
Landeswahlordnungen und in den Gcmeindcwahl-
ordnungcn der größeren Städte. Es empfiehlt sich
also, die Erlassung eines solchen Gesetzes der kon¬
stituierenden Nationalversammlung . vvrznbehalten.
.Im übrigen glaube ich, dtzß auch hier boni mores
besser wären als bonae leges. Es müssen die
Parteien' selbst sich darüber schlüssig werden, eine
solche Ämterkumulierung zu vermeiden.' Ich kann
Den Herren mitteilen, daß meine Partei einen darauf
bezüglichen Entschluß.gefaßt. hat, daß also bei uns
^iire Äniterkumulierung ausgeschlossen ist, wobei
allerdings bei den Wahlen auch hier Kandidaten
erscheinen, die im Lande oder in der Gemeinde
heute noch in Funktion stehen, 'weil sie eben sich
Vorbehalten werden, sich für die eine oder die andere
Funktion später zu entscheiden. Würden wir aber
hicse Bestimmung jetzt in das Gesetz aufuehmeu, so
nnirde vielleicht für diese Kandidaten eine Nicht-
ivählbarkeit begründet werden und das würde die
'Vornahme der Wahlen jetzt tatsächlich empfindlich
beeinträchtigen.

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche auch
Ti tel und Eingang des Gesetzes annehmen wollten,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Auch
Titel und Eingang des Gesetzes sind angenommen.

Staatskanzler Tr. Renner: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung'.

Präsident Hauser: Der Herr Staatskanzlcr
beantragt die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

Ich bitte diejenigen Herren, welche für die
sofortige Vornahme der dritten Lesung find, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ist mit
Zweidrittelmehrheit angenommen.

' Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche
diesem Gesetze auch in dritter Lesung zustimmen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das
Gesetz womit der § 15 des Gesetzes vom
18. Dezember 1918, St. G. Bl. Nr. 115, über
die Wahlordnung für die konstituierende
Nationalversam-mlung ab geändert wird
(120 der Beilagen) ist auch in dritter Lesung mit
der erforderlichen.Zweidrittelmehrheit angenommen.

Ich bitte also, diesen Antrag — trotz seiner
Äußeren Begründung — bei diesem Gesetze, aus
Liefern Anlasse und zu diesem Zeitpunkte abzulehnen
nmd ihn der konstituierenden Nationalversammlung
worzubchaltcn.

Der Herr Staatskanzlcr Dr. Renner hat
beantragt, daß jetzt auch gleich das'Gesetz, be¬
treffend strafrechtliche Bestimmungen zum
Schutze der Wahl- und Versammlungsfrei¬
heit (122 der Beilagen) in Verhandlung genommen
werde. Die hohe Nationalversammlung hat dem zu¬
gestimmt und ich bitte um die Berichterstattung.

Präsident Hauser: Wir kommen nun . zur
Abstimmung.

Der Herr Nationalrat Dr. Neumann-Walter
hat folgenden Antrag gestellt (liest):

„Das Amt eines Nationalratcs ist mit
den Ämtern eines Bürgermeisters, Vize-
bürgermcisters oder Stadtrates der Städte
mit cigencnk^tatnk oder den Ämtern eines
Landeshauptmannes, seiner Stellvertreter
und der Landcsrätc unvereinbar."

Staatskanzlcr Dr. Renner: Hohes Haus!
Der Staatsrat hat die Frage des Schutzes des
Wahlverfahrens und des Wahlergebnisses einer ein¬
gehenden Beratung unterzogen. Er hat in der
Kommission verschiedene Abändernngsvorschläge ver¬
handelt und ist nach reiflicher Erwägung zu dem
Ergebnis gelangt, daß es zur,Zeit das allerbeste
ist, wenn das frühere Gesetz zuni Schutze der
Wahl- und ' Versammlungsfreiheit einfach über¬
nommen wirb.

Ich stelle die Uiiterstützungssragc. Ich
bitte die Herren die Plätze cinznnehmcn. (Nach einer
Patise:)

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag
des 'Herrn ,Dr. Neumann-Walter unterstützen,
sich'von den Sitzen zn erheben. (Geschieht.)

Der vorliegende Gesctzesantrag lautet (liest):

„Artikel I.Der Antrag ist nicht genügend unter¬
stützt, er kommt daher nicht zur Abstimmung. 1. Die Bestimmungen des Gesetzes vorn

26. Jänner 1907, R. G. Bl. Nr. 18,. die sich
auf die Wahlen zum Abgeordnetenhaus des Reichs¬
rates beziehen, finden sinngemäß- Anwendung auf
die Wahlen zur konstituierenden Nationalver-
sammlung.

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche dem
Gesetze, womit der § 15 des Gesetzes vom 18. De¬
zember 1918, St. G. Bl. Nr. 115, über die
Wahlordnung für die konstituierende National¬
versammlung abgeändert wird, mit den Artikeln I
und II zustimmen, sich von den Sitzen zu. erheben.
(Geschieht.) Ist mit der' erforderlichen Zweidrittel¬
mehrheit angenommen. ■ ' .

2. Die Bestimmung des 8 13 des er¬
wähnten Gesetzes findet auch auf die Mitglieder der
Wahlbehörden Anwendung."
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und darum frage ich das hohe Hans, ob es geneigt
ist, diesen Gegenstand sofort vorzunehmen. We»u
keine Einwendung dagegen erhoben wird (Niemand
meldet sieh), werde ich in diesem Sinne Vorgehen.
(Nach einer Pause:) Es ist feilte Einwendung, ich
bitte also den Herrn Staatssekretär Dr. Loewen-
feld-Ruß, den Bericht zu erstatten.

Im §' 13 des erwähnten Gesetzes sind näm¬
lich die Wahlkommissionen geschützt. Da das Gesetz
Wahlkommissionen wicht mehr kennt, sondern Wahl¬
behörden, sv mußte auch hier dieser Paragraph,
ausdrücklich zitiert werden.

(Liest):

„Artikel II.

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung
in Wirksamkeit.

Staatssekretär für Volksernährung Dr.
Loewenfeld-Ruß: Hohe Nationalversammlung!
Auf Grund der bestehenden kriegswirtschaftlichen.
Vorschriften ist das Staatsamt für Volksernährung
und mit seiner Ermächtigung die Landesregierungen
in der Lage, Lebensmittel und Futtermittel von
Besitzern, die sie aus. irgendwelchen Gründen
aufstapeln oder ansammcln, anzufordern. Dieses
Anforderungsrecht dient insbesondere bei Lebens¬
mitteln dazu, solche Lebensmittel, die meist auS
preistreiberifchen Gründen angesammelt werden, in.
die Hand einer Behörde zu bringet!, Htm sie dann,
der Allgemeinheit zuzuführen.

Mit der 'Durchführung dieses Gesetzes wird
der Staatssekretär für Justiz und der Staatssekretär
des Innern beauftragt."

Ich ; bitte um die Annahme dieses Gesetzes.

Präsident Hauser: Auch dieses Gesetz
enthält nur einen einzigen meritorischen Para¬
graphen, infolgedessen findet nur eine Spcziäl-
dcbattc statt.

Wünscht semand das Wort? (Niemand
meldet sieh.) Es ist nicht der Fall. Wir kommen
zur Abstimmung.

Die bezüglichen Bestimnumgen waren bisher
in der Kaiserlichen Verordnung vom 24. Mürz
1917 enthalten. Die Durchführung dieser Verord¬
nung ist nun dnrch verschiedene Gründe schwierig
und bis zu einem gewissen Grade illusorisch ge¬
worden. Wenn nämlich eine der anfordcrnden Be¬
hörden die Anforderung wirklich durchführt, war nach
den derzeit geltenden Bestimmungen vorgesehen, daß,
sofern eine gütliche Vereinbarung über 'den Preis
nicht zustandekvmmt, das zuständige Bezirksgericht
bte' Vergütung ' bestimmt. Das hat mm in der
Praxis bei der Überlastung aller ‘ unserer Gerichte
dazu geführt, das die-Bestimniung des Vergütungs¬
preises oft Monate in Anspruch nimmt. Diese Tat¬
sache hat das Anforderungsrecht de facto illusorisch
gemacht und zwar aus folgendem Grunde. Wenn
zum Beispiel das Staatsamt für Volksernährung, oder
im übertragenen Wirkungskreis die Landesregierung,,
und. in letzter Linie eine Gemeinde die Anforderung,
eines großen Lebensmittellagers ausgesprochen hat,
die Anforderung de facto durchgcführt morden ist und
die Gemeinde jetzt diese Güter übernehmen wollte,
so mußte sie mit der Verwertung warten, bis der
Preis bcstinimt war, das heißt sie hat zunächst
einige Wochen oder Monate, bas betreffende
Magazin überwachen müssen tmd hat das ganze
Risiko des Diebstahls und unter den jetzigen
Verhältnissen auch der Plünderung auf sich nehmen
müssen und war in der Gefahr viel Geld dabei
zu verlieren. Oder aber sic hat das Magazin sofort
übernonimen und die Güter der Verwertung zu-
gesührt, ohne Rücksicht auf die später eintretende
Festsetzung des Preises; 'da konnte es nun Vor¬
kommen, und ist es auch vorgekommen, daß bei der
derzeitigen Judikatur der Gerichte ein höherer Preis

Ich bitte diejenigen Herren, welche die
Artikel 1 und II annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche Titel
und. Eingang annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.) Angen OM men.

Staatskanzler Dr. Renner: Ich be¬
antrage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

Präsident Hauser: Der Herr Staats-
kanzler beantragt die sofortige Vornahme der
dritten Lesung. Ich bitte diejenigen Herren, welche
dem Anträge des Herrn Staatskanzlers zustinnncn,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ist
mit Zweidrittelmehrheit angenonimen.

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche
das Gesetz auch in dritter Lesung annehmcn
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Das Gesetz, betreffend strafrechtliche Bestim¬
mungen zum Schutze der Wahl- und Ver¬
sammlungsfreiheit (122 der Beihilfen), ist auch
in dritter Lesung angenommen. Somit ist
.auch dieser Gegenstand erledigt.

Wir | kommen nun zum zweiten Punkte
der Tagesordnung: Gesetz, betreffend die dring¬
liche Anforderung von Lebens- und Futter¬
mitteln (116 <Ter Beilagen),

Auch dieser Gegenstand ist einer Vorberatung
nicht unterzogen worden, er, ist aber sehr dringlich
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bestimmt wurde, als die Gemeinde nach den gel¬
tenden derzeitigen Preisen angenomnien hatte, das
heißt, sie hatte das Gut billiger verkauft, als
das Gericht später bestimmt hat. Das bat schließlich^
dazu geführt, daß gar keine Behörde oder Gemeinde^
die Anforderung übernehmen wollte, und dies hat
zum Vorteile derjenigen ausgeschlagen, die, wie
gesagt, aus preistrciberischen Gründen Güter an¬
gesammelt haben, um sie zu spekulativen Zwecken
zu verwerten. Das ist-der Grund der Gesetzesvor¬
lage. Es soll nun die geltende Bestimmung abge¬
ändert werden, 'indem die Festsetzung der Preise dem
Gerichte entzogen und der anfordernden Behörde
überlassen werden soll. Ich werde später noch darauf
zurückkommen, daß eine kleine Änderung in dem
vorgeschlagenen Text vorgenommen werden soll. Es
wird somit die Verwaltungsbehörde im kurzen Wege
den Preis zu bestimmen haben/ Dadurch gehen
wir der Verzögerung -der richterlichen Bestimmung
aus dem Wege. Das ist auch der Grund, weshalb
wir den Gesetzentwurf einbringen mußten. Es ist
nicht' möglich gewesen, durch eine Vollzugsanweisung
die Bestimmung der Kaiserlichen Verordnung zu
ändern, weil dem das Grundgesetz über die richter¬
liche Gewalt entgegensteht. Es soll also in Hin¬
kunft — und das ist der Hauptzweck der Vor¬
lage, wie er im ß 3 fixiert ist — „die Vergütung
dringlich angefordertcr Waren von der anfordernden
Behörde nach Anhörung eines gerichtlich bestellten
Sachverständigen, tunlichst im Beisein des Vorrats-
besitzcrs sowie desjenigen, für den die Vorräte an-
gefordert werden, nach freien; Ermessen unter Aus¬
schluß jedes Rechtsweges bestimmt werden". -•

Kaiserlichen Verordnung vom 24. März 1917 dar;
insbesondere wird die Bestimmung des § 7 der Kaiser¬
lichen Verordnung durch diesen Gesetzentwurf abge-
ändcrt. Im Einvernehmen mit den; Herrn Staats¬
sekretär für Justiz würde ich bitten, dieser Vorlage
znzustimmen. SM ist jedenfalls nicht nur deshalb
dringlich, weil die Anforderung von Lebensmitteln
selbst dringlich ist,, sondern sie ist dringlich auch
dadurch, daß wir bei den gegenwärtigen Ernäh¬
rungsverhältnissen unbedingt darauf Wert legen,
aufgestapelte Lebensmittel,. von deren Vorhandensein
wir wissen, die wir aber aus den erwähnten
Gründen nicht in die Hand bekommen können, zu
erhalten und ohneweiters zu verwerten. Aus diesem
Grunde sollte der Gesetzentwurf möglichst bald
Gesetzeskraft erlangen.

Präsident Hauser: Wenn das hohe Haus
damit einverstanden ist, werde ichldie General¬
und Spezialdebatte unter einem abführen
lassen. (Zustimmung)

Ich eröffne die Debatte. Zum Worte sind-
gemeldet die Herren Abgeordneten Kittinger Und
Dr. Ofner. Ich 'erteile dem Herrn Abgeordneten
Kittinger das Wort.

Abgeordneter Kittinger: Hohe National¬
versammlung! Es ist für uns eine selbstverständliche
Pflicht und auch zielbewußte Absicht, die vor¬
handenen Lebensmittelgüter dem öffentlichen Ge¬
brauche vorbehaltlos zuznführen, weil wir ja-von
dem Ernste der Zeit und von den ganz unbe¬
schreiblich schwierigen Ernährungsverhältnissen voll¬
kommen überzeugt find. Wenn nun das zur Be¬
ratung vorliegende Gesetz ' dazu beitragen soll, die
vorhandenen ausgestapelten Lebensmittelvorräte besser
erfassen zu können, als dies nach den bisher '
bestehenden Gesetzen der Fall ist, so soll, uns -das
herzlich freuen und wir halten uns um so mehr
verpflichtet, für das Zustandekommen des- Gesetzes
alles beizutragen. Ich will mich nicht in langen
Erörterungen ergehen, sondern nur kurz das sagen,
was zu sagen ich mich für verpflichtet halte.

Es ist im Staatsrate von Herrn StaatSrat
Dr. Ofner darauf aufmerksam gemacht worden,
daß damit ein innnerhin ziemlich 'scharfer Eingriff
in Privatrechte stattfiüdet, wenn lediglich die poli¬
tische Behörde die Vergütung bestimmt und das
Gericht ausgeschaltet wird. Der Staatsrat hat da¬
mals der Vorlage, mir sie hier eingebrächt ist, zu-
gestimmt. Mit Rücksicht aber aus die von Herrn
Staatsrat Dr. Ofner vorgebrachten ' Bedenken
würde ich im Einvernehmen mildem Herrn Staats¬
sekretär für Justiz eine Einschaltung im § 3 selbst
beantragen, dahin gehend, daß die Vergütung von der
anforderndcn Behörde unter Zuziehung eines Richters
— so ist cs, glaube ich, vereinbart worden — und
nach Anhörung eines gerichtlich bestellten Sachver¬
ständigen erfolgen soll. Es wären chlso zwischen den
Worten: „von der anfordernden Behöxdc" und den
Worten „nach Anhörung eines gerichtlich bestellten
Sachverständigen" einznschalten die Worte- „unter
Zuziehung eines Richters".

Im § 5 des vorliegenden Gesetzes sind
Strafbestimmungen für diejenigen Personen ent¬
halten, welche dem Gesetze znwiderhandeln, welche
kurz gesagt eine absichtliche Worenthaltung der
Lebensmittelgüter beabsichtigen. Es ist für ein
solches Beginnen ein Strafsatz ' bis zu 10.000 K
oder Arrest bis zu sechs Monaten festgesetzt, sofern
die Handlung nicht einet strengeren Strafe unter-
liegt. Auch mit diesem Straffatz kann ich mich ein¬
verstanden erklären, aber, meine Verehrten, es ist
wieder dasselbe, was unsere gesamte Landwirtschaft
und alle rechtlich denkenden Menschen in den bisher

. Die andern Bestimmungen sind nicht von
wesentlicher Bedeutung »nd schließen sich im wesent¬
lichen den bestehenden Bestinimungen an.. Jni Wesen
stellt sich das Gesetz als eine Novelle zu der
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und heute, haben sie • keine Zugtiere im Stall..
Pferde können sie nicht bekommen. Bei den Pferde^
verwertungsftellen kommt der Landwirt immer an
letzter Stelle in Betracht. Aber auch in bezug aust
die anderen Sachgüter ist es so. Eisen, Pflugschare^
Hufeisen, Wagen, Pflüge, landwirtschaftliche Ma¬
schinen nsw., alle diese Dinge liegen als Deniobi-
lisierungsgüter in den Magazinen beisammen, ,Jch
bitte, diese meine Ausführungen nicht etwa als
„nicht dazugehörig" hinzunehmen, sie hängen sehn
mit dem vorliegenden Gegenstand zusammen, denn,,
wenn wir der Produktion nicht unser vollstes
Augenmerk zuwenden, so werden wir im nächsten.
Jahr naturgemäß überhaupt nichts mehr zu erfassen,
haben, denn die Arbeitssreudigkeit ist keine besonders,
große, das sehen wir ja. Wenn wir dann andrer¬
seits noch durch.. Vorenthaltung der notwendigen.
Hilsswerkzeuge störend eingreifen, dann konnnen unr
iu die größten Verlegenheiten. Ich . könnte Ihnen
ganz erstaunliche Dinge, erzählen, wie man bei uns
im deutschösterreichischen Staatsgebiete — wiederum,
vor lauter Gerechtigkeit gegen die anderen Staaten
— bei der Aufteilung, der Militärsachgüter mit
einer peinlichen Genauigkeit vorgeht, wie jedes
einzelne Stück genau konsigniert und gezeichnet wird
und wie die Leute sehr lange nichts bekommen, bis.
endlich eine dritte Person im Wege der Plünderung,
dem ganzen Dilemma ein Ende macht, und wenn,
diese Güter dann endlich verteilt werden sollen,
zum Verteilen überhaupt nichts mehr da ist. Die¬
jenigen, welche einen rechtmäßigen Anspruch auf
derlei militärische Sachgüter im Interesse der All¬
gemeinheit erheben könnten, werden nicht berück¬
sichtigt, bis der Dieb oder Schleichhändler oder wer
immer. sich diese Sachgüter auf dem kürzesten Weg.
zueignet und damit seine Nebengeschäste oder was
immer macht, der ehrlich arbeitende Bürger aber
mir einem langen Gesicht daneben steht und wieder
leer ausgeht.

geltenden Gesetzen vermißt haben: Daß man zwar
den Produzenten, wenn er etwas zurückhaltend ist,
mit Strafe bedroht und belegt, nicht aber diejenigen
vermittelnden Personen, welche die abgenommenen
Güter sorgfältig zu bewahren und dem Konsum zu
erhalten haben, für ein fahrlässige^Gebaren bestraft.
Dagegen. bäumt sich^ die ganze Volksseele auf,
das - Empfinden aller rechtlich denkenden und sich
für lieferungspflichtig haltenden Menschen. Man

.. bestraft den Produzenten, wenn er die geringste
Übertretung der bestehenden Emährungsvorschriflen
sich zuschulden kommen läßt, niemals aber hat.
man noch gehört, daß Personen, welchen das pflicht¬
gemäße Versorgen und Verwahren dieser erfaßten
Lebensmittelgüter obliegt, wenn sie sich einer Pflicht¬
vergessenheit schuldig gemacht haben, durch die viele,
viele Waggons dieser kostbaren Lebensmittel zu¬
grunde gegangen sind, entsprechend bestraft worden
wären. Ich kann mir nicht Helsen: Nachdem mir
immer die Erreichung des Zwecks und der Erfolg
vorschwebt, glaube ich, daß, wenn wir schon der
Erfassung der Lebensmittel, deren wir ja so dringend
bedürfen — darüber ist ja kein Wort zu verlieren —,
dienen wollen, wir dann auch der pflichtgemäßen
Verwahrung und Konservierung dieser Lcbcnsmittel-
güter dienen müssen, und darum glaube ich berechtigt
zu' sein, zu 8 5 folgenden Zusatzantrag zu stellen
(liest);

„Ebenso sind Personen, welche' durch
fahrlässiges Gebären zum Verderbnis der
abgelieferten Lebens- und'Futtermittel bei¬
tragen, mit Strafen bis zu mindestens der
gleichen Höhe zu belegen."

Meine Herren, wir müssen das tun, es muß
eine pflichtgemäße Gebarung und Verwahrung aller,
dieser kostbaren Lebensmittel stattfinden, sonst er¬
reichen wir nie den Endzwecks und um den handelt
es sich. .

Aber um die Lebensmittel erfassen"zu können,
ist, glaube ich — die. hohe Nationalversammlung
wird mir verzeihen, wenn' ich hier eine Parallele
mit dem Laufenden ziehe —, auch die Produktion
ins Auge zu fassen. Wir können nur erfassen, wenn
wir produzieren, wir müssen daher auch die Pro¬
duktion der Lebensmittclgttter in einem höheren
Maße als bisher betreiben. Die ganze landwirt-
schafttreibende bäuerliche sowie auch die handwerk-
und. gewerbetreibende Bevölkerung ist mit Recht
beunruhigt, daß man von den vorhandenen Militär-
sachgütern, die sie zur Bearbeitung des Grundes
und Bodens und auch sonst so dringend braucht
(Zustimmung), gar nichts bekommt. Wir haben von
den Pferden bis zur Pflugschar nichts bekommen.
Die Pferde sind in den Alpen verelendet.

Meine Herren! Ich will Sie nicht länger
aufhalten; ich glaube mich nur kurz dahin fassen
zu sollen, daß wir, wenn wir Lebensmittelgüter er¬
fassen wollen, sofort auch daran zu gehen haben,
mit aller Kraft und mit aller Hingebung zweck¬
mäßige Förderungsmittel der Produktion zu er-,
kennen und sie in die Tal umzusetzcn; denn, wenn,
wir nichts produzieren, werden wir, wie gesagt, i\i
absehbarer Zeit überhaupt nichts mehr zu erfassen
haben. Zur Steigerung -dieser Produktion weise ich
hin aus die in großen Mengen lagernden militäri¬
schen Sachgüter, damit sie umgestnltet werden, so
zum Beispiel das Eisen in Pflüge und in land¬
wirtschaftliche Maschinen. Ich möchte - auch daraus
Hinweisen, • daß es eine Notwendigkeit ist, den Früh¬
jahrsanbau soweit als möglich mit Sämaschinen zu
bewerkstelligen, weil wir dadurch eine Samenerspar-
nG von nahezu 30 Prozent, erzielen — also Her-

Die Leute haben ihre Ochsen aus den
Stallungen zu Ernährungszwecken hcrausgegeben
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stellung von Sämaschinen usw., alles das wünsche
ich, daß wir es auch, in Angriff nehmen, dann hat
überhaupt die Schaffung dieses Gesetzes wirklich
einen Sinn. Damit schließe ich.

beamten und einem Sachverständigen, so wäre ich
ja damit einverstanden, daß man ohne weiteres
auch heute darüber beschließt.. Richtiger wäre es
wohl, daß man eine kurze Beratung durch den
Ausschuß veranlasse. Ich möchte diese wichtige An¬
regung zu dem Gesetze geben.Präsident Hauser: Ich erteile nunmehr das

Wort dem Herrn Staatsrat Dr. Ofner.
Präsident Hauser: Der Herr Abgeordnete

Kittinger hat folgenden Antrag gestellt: (Wieder¬
holt denselben.)Staatsrat Dr. Ofner: Hohes Haus! ES

soll im allgemeinen nicht verkannt werden, daß in
gewiffen -Fällen eine Dringlichkeit für die An¬
forderung von Gegenständen besteht. Aber der §• 3,
wie er derzeit lautet, enthält eine zu große Gefahr
für den einzelnen. Die Verwaltungsbehörde," welche
anforderl, urteilt fast als Partei und ist daher
nicht geneigt, dem einzelnen das züzugestehen, was
ihni zugestanden werden sollte. Es heißt hier im
8 3' daß nach -Möglichkeit in seinem Beisein nach
freiem Ermessen der Vergütungsbetrag zu bestimmen
ist. Der Herr Staatssekretär hat bereits mitgeteilt, daß
ich mich dagegen gewehrt habe. Es muß ja nicht
jeder, bei dem angefordert wird, ein schlechter
Mensch sein und jedenfalls soll es ihm, gestattet
sein, seine eigenen Ansprüche geltend zu machen. Für
die Beurteilung von Ansprüchen aber, die jemand
an den Staat zu stellen hat, ist der Richter gewiß
besser geeignet als die Verwaltungsbehörde. Des¬
wegen habe ich schon im Staatsrate/die Zuziehung
des Richters verlangt und verlange sie jetzt auch.

Ich stelle die Unterstützungsfrage. Ich bitte
diejenigen Herren, welche diesen Antrag unterstützen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der
Antrag ist entsprechend unterstützt und steht in.
Verhandlung.

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Goll
das Wort.

Abgeordneter Goll: Hohe Nationalver¬
sammlung! Der Herr-.Staatssekretär hat in seinen
Begründung zu dem vorliegenden Gesetzentwurf
bemerkt, daß die kaiserliche Verordnung, welche die-
Verfügung, betreffend die Aufbringung von Lebens¬
mitteln. enthält, nicht hinreicht, um verborgene
Lebensmittelmengeu rasch zu erfassen. Wenn es sich
uni solche Lebensmittel handelt, die von Ketten--
händlern aufgekauft und verborgen gehalten werden,
so müssen wir dieses Gesetz nur ans. das wärmste-
begrüßen. Ich würde es aber noch mehr begrüßen,
wenn sich dieses Gesetz nicht einseitig bloß auf
agrarische Produkte beziehen würde, sondern auch
auf andere Produkte ausgedehnt worden wäre. Ich
bin der. Meinung, daß wir ein Gesetz brauchten,/
durch welches es uns ermöglicht- wäre, die zurück-
gehaltenen- Bedarfsartikel aller Kategorien so rasch
als möglich in die Hand zu bekommen. Wir
brauchen, heute genau so dringenh notwendig wie
Brot auch andere Bedarfsartikel und es wäre sehr
zu. begrüßen gewesen, wenn auch in dieser Richtung,
irgendwelche Bestimniungen getroffen worden wären.
Es mag ja Vorkommen, daß Bedenken von der
einen oder anderen Seite geäußert werden, aber ich
muß sagen/ daß wir heule Bedarfsartikel, die zum
Betrieb/ der Landwirtschaft, zur Produktion von
Lebensmitteln notwendig sind, auch sehr dringend
brauchen.

Nun sind allerdings die Worte: „unter Zu¬
ziehung des Richters" nicht klar. Es handelt sich
nämlich darum: Hat der Richter eine bloß be¬
ratende oder eine beschließende Stinime? Es ist
zweifellos, daß er, wenn er als Richter mit austritt,
mitzubeschließen hat.

. Ferner ist die Frage: Wie groß -ist die
Kommission? Wie hoch ist der Wert seiner Stimme?
Alles das macht den § 3 sehr unklar und ich weiß
nicht, ob es nicht angczeigt wäre, wenn auch die
größte Schnelligkeit bei der. Beratung stattfinden
soll, diesen Antrag denn doch einem Ausschüsse der
Nationalversammlung, znzuweisen, eine kurze Be¬
ratung über diese wichtige Kommission, einzulciten
und das nächstemal — das kann ja in acht
Tagen sein — über diesen § 3, beziehungsweise
über das Gesetz zu beschließen.

Es ist nicht gut möglich, im Verlause einer
Stunde das- genau durchzuberaten und zu beurteilen,,
was durch dieses Gesetz eigentlich verfiigt werden
kann.- Wenn es sich, wie gesagt, um die Erfassung
solcher Lebensmittelmengen handeln wurde,. die in.
preistreiberischer Absicht zurückgehalten werden, dann
könnten wir dieses Gesetz nicht rasch genug beschließen.
Nachdem ich aber fürchte, daß die Bestimmungen
dieses Gesetzes auch auf alle jene landwirtschaftlichen
Produkte angewendet werden, die bereits beschlag-

Wir müssen doch im Auge.behalten, daß es
sich hier um viele Tausende, Hnnderttausende von
Kronen handeln kann und daß es nicht angeht, so
ohne weiteres den einzelnen der Behörde zu überant¬
worten. Wenn die Vollzugsverordnung zu diesem
Gesetze es außer Zweifel stellen würde, daß der
Richter eine beschließende Stimme hat und daß die
Kommission höchstens aus drei Personen zu bestehen
hat, vielleicht dem Richter, einem Verwaltnngs-
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So steht die Sache bezüglich der Landwirtschaft
und ihres Ertrages. Trotz aller dieser Tatsachen
wird immer nur darauf hingearbeitet, womöglich die
Kosten des Urproduktes herunterzudrücken. Auch aus
diesem Gesichtspunkt schließe ich mich dem Anträge
des geehrten Herrn Vorredners an, daß der Gesetz¬
entwurf einer Kommission zur Beratung zuzuweisen
ist, nur möchte ich daran die Bitte knüpfen, daß
dieses Gesetz in der Kommission nicht hinausgezogen
wird, sondern daß die Beschlußfassung rasch erfolgt,
damit man wirklich, wie aus den Begründungen des
Herrn Staatssekretärs zu ersehen war,, die in prcis-
treiberischer Absicht znrückgehaltcnen Produkte so rasch
als möglich erfaßt. Ich möchte daher den Antrag
stellen, daß die Berichterstattung über den
Gesetzentwurf mit höchstens acht Tagen de-,
fristet wird. (Beifall.)

nahmt find, und deren Ausbringung die Kriegs-
Getreidc-Verkehrsaustali und .andere hierzu geschaffene
Stellen zu besorgen Hatzen, so bin ich der Meinung,
.das; nn den § 1 irgendeine Bestimmung aus¬
genommen werden muß,.auS welcher ersichtlich wäre,
das; diejenigen Artikel. die. ohnehin bewirtschaftet
find und ohnehin von der Kriegs-Getreide-VerkehrS-
anstalt aufgebracht werden müssen, nicht unter die
Bestimmungen dieses Gesetzes fallen.. Denn sonst
kommen wir zu.Doppelrequirierungen, wo aus der'
einen Seite die Kriegs-Getreide-Verkehrsanstalt
reqmcriercu wird und aus der anderen Seite irgend¬
einer^ Gemeinde, einem Jndustriedistrikt oder einem
Bezirk die Ermächtigung erteilt 'wird, nachher noch-
einmal mit Requirierungen vorztlgehen. Das möchte
ich eben vermieden wissen.

Nachdem mein geehrter Herr Vorredner
Dr. Ofner bereits den Antrag gestellt hat, daß
dieses Gesetz an einen Ausschuß verwiesen werde,
mochte ich mich diesem Anträge anschließen. Es ist
auch sehr wichtig, daß in der betreffenden Kvmmis-
sion genaue Bestimmungen darüber beschlossen werden,
wie die hier in Aussicht genommene.PreisbcftimmiingZ-
kommission zusammengesetzt ist.

Präsident Hauser: Wünscht noch jemand das
Wort? (Niemand ‘r.meldet sich.) Hat > der Herr
Staatssekretär für Volksernährnng noch etwas zu
bemerken?

Staatssekrctärsiir Volksernährnng Dr.Loewen-
feld-Ruß: Ich bin damit cinverstaudcu, daß die
Vorlage dem Ausschüsse zugcwiesen wird.. Von
unserer Seite besteht dagegen kein Anstand, nur
möchte ich bitten, daß. als'Frist die Zeit bis zur
nächsten Nationalversammlung bestimmt wird. '

Ich muß in dieser Beziehung daraus Hin¬
weisen, daß man bei den Preisbestimmungen oft
von ganz falschen Grundsätzen nusgeht und inimer
der Meinung ist, daß der landwirtschaftliche Be¬
trieb um einen Preis produzieren kann, der. hier
am grünen Tisch festgesetzt wird und der auf die
sonstigen Bedürfnisse des' landwirtschaftlichen Be¬
triebes gar keine Rücksicht nimmt. Es müssen hier
auch andere Faktoren, es müssen 'wich die Bedarfs¬

artikel, die Zur Produktion'von Lebensmitteln not¬
wendig sind, in Betracht gezogen werden. Jeder der
Herren der Nationalversammlung kann sich, wenn
er einen Bleistift zur Hand nimmt, cmsrechncn, daß
heute^ die österreichische Landwirtschaft trotz der
festgesetzten Viehpreise’ in ihrer ganzen Wirtschaft
passiv ist. Wir brauchen heute in Österreich 4 Mil¬
lionen Kilogramm Fleisch im Monat. Wenn Sie den
Höchstpreis zugrunde legen, so macht das monatlich
28 Millionen Kronen, im Jahre 836 Millionen
Kronen für die Landwirtschaft aus: Nachdem aber

Präsident Hauser: Es ist der Antrag gestellt
morden — und darüber l^erbc ich sofort abstimmcn
lassen daß dieses Gesetz dem volkswirtschaftlichen
Ausschüsse zugewiesen wird, in welchem es über¬
haupt. nicht war und daß dem Ausschüsse eine Frist
von acht Tagen gestellt wird.

Dazu erlaube ich mir folgende Benierkuug.
Man hat diesen Gesetzentwurf furchtbar forciert,^
man hat das Präsidium förmlich gezwungen, bei
der hohen Versammlung hier zu beantragen, daß
dieser Gesetzentwurf bestimmt.noch heute .auf die
Tagesordnung kommt. Die Nationalversammlung
hat zugestimmt und jetzt stellt sich heraus, - daß die
Vorlage doch an den Ausschuß kommen und dort
einer Beratung unterzogen werden muß. Ich muß
offen gestehen, daß ich diese Art und Weise, diese
saloppe Behandlung von Gesetzen, wie sie hier
Sitte wird, im allgemeinen wirklich nicht billigen
kann und daß es viel besser gewesen wäre, wenn
man dieses Gesetz, gleich vom Anbeginn, wie cs sich
geziemt hätte, dem Ausschüsse zugewiesen hätte und
wenn es dort beraten worden wäre. (Zustimmung.)
In acht Tagen wäre vielleicht^ der Ausschuß mich
damit fertig geworden.

unsere Landwirtschaft das Vieh mit Haut und
Haaren abliefern, also auch das Leder hergeben
nmß und infolgedessen über kein Schuhleder ver¬
fügt, sondern cs anfordern muß, so bitte ich, einmal
nachzurechnen, wie Sie für die im Deutschvster-
reichischen Staat befindlichen^ der Landwirtschaft än--
gehörenden 4 Millionen Personen das Schuhwerk
beschaffen wollen. Nicht einmal für den Preis, für
das ganze Vieh sind Sie imstande, diese ^ Mil¬
lionen Paar Schuhe zu bezahlen. Wenn Sie ein Paar
Schuhe nur mit 85 K rechnen, so zahlt die öster¬
reichische. Landwirtschaft mit ihrer Viehlieferung auf
die Schuhbeschaffüng 4 Millionen im Jahre darauf.

Ich bitte die Platze einzunehmen, wir werden
abstimmen. Ich bitte diejenigen Herren, welche
damit einverstanden sind, daß dieses Gesetz, an den
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volkswirtschaftlichen Ausschuß verwiesen und dem-
selben eine achttägige Frist gestellt wird, sich zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist angenom¬
men, somit dieser Gegenstand der Tagesordnung
sür heute erledigt.

treten sein werden und die bald zusammen¬
treten wird. Der Justizausschuß war allerdings
in ^ seiner . überwiegenden Mehrheit der Ansicht,
daß die Novellierung des Geschwornenlistengesetzes
kein Stückwerk bleiben könne, sondern 'daß aus
Anlaß dieser Reform auch die Frage, 'daß Frauen
zu Geschwornen berufen werden können, gelöst
werden solle, und er hat diese Frage in. bejahendem
Sinne gelöst, da ja Frauen vom Geschwornenamte
befreit und somit nicht gegen ihren -Willen ge¬
zwungen werden können, das Amt auszuüben, über¬
dies die Geschwornenbänke nach den neuen Bestim¬
mungen erst ab 1. Jänner-1920 gebildet werden,
die zu konstituierende Nationalversammlung aber,
wenn sie den Beschlüssen, die voraussichtlich heute
im Sinne des Justizausschusses gefaßt werden,
nicht beipflichten -sollte, ohnemeiters in der Lage
wäre, rechtzeitig eine restitutio im Sinne des
bestehenden Gesetzes zu veranlassen.

Ich werde auch selbstverständlich den Antrag
des Herrn Abgeordneten Kittinger, der die Unter¬
stützung gefunden hat, dem Ausschüsse zuweisen.
(Nach einer Pause) Das hohe Haus ist damit
einverstanden.

Wir kommen zum dritten Punkt der
Tagesordnung, das ist Gesetz über die Er¬
richtung von Jugendgerichten (Beilage 118).

Hier handelt es sich lediglich um die erste
Lesung. Wenn niemand, das Wort dazu wünscht,-
so werde ich diesen Gegenstand dem Justiz-
ausschusse zuweisen. (Nach einer Pause) Das
hohe Hans ist damit einverstanden und dieses
Gesetz ist dem Justizausschusse zugewiesen. An dem Texte, wie ihn der Justizausschuß

genehmigt hat, möchte ich mir gestatten, mit Rück¬
sicht auf Stimmen, welche mir aus dem hohen
Hause jetzt zugekommen sind, einige kleine Ände¬
rungen^ vorzuschlagen, und zwar im § 2, Zahl 5,
wo es heißt, daß zum Geschwornenamte unfähig
ist, „wer in öffentlicher Armenversorgung steht oder
im letzten Jahre gestanden hat". Ich würde
empfehlen, die Worte „oder im letzten Jahre ge¬
standen hat" zu streichen, denn es wurde mir ein¬
gewendet, daß derjenige, der nicht-mehr in Armen-
oersorgung steht, sich also nicht mehr in einer
sozial abhängigen Position befindet, zumindest
theoretisch wieder durchaus unabhängig sein . kann
und daß ja kein Grund besteht, ihn vom Ge¬
schwornenamte auszuschließen. Gewiß ist ja bei der
Anlegung der Urlisten immer auf die konkreten
Verhältnisse Rücksicht zu nehmen.

Wir kommen zum vierten Punkt der
Tagesordnung: Bericht des Justizausschusses
über einen Gesetzentwurf, betreffend die
Änderung einiger Bestimmungen des Ge¬
setzes vom 33. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121,
bezüglich der Bildung der Geschwornen-
listen (Beilage 119).

Ich bitte den Herrn Berichterstatter Dr. Neu-
mann-Walter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Dr. Neumann-Walter:
Hohe -Nationalversammlung! Dem Gesetze liegt der
Antrag des Herrn Nationalrates Hillebrand und
Genossen zugrunde, welcher sich an den Beschluß
des ehemaligen österreichischen Abgeordnetenhauses
anlehnt. Schon damals hat das Abgeordnetenhaus
die Demokratisierung der Geschwornenlisten be¬
schlossen, der Beschluß ist jedoch deshalb nicht Gesetz
geworden, weil das. Herrenhaus, allerdings aus
einem mit diesem Thema nur zusammenhängenden
Gegenstände, feine Zustimmung verweigerte.- Die
Reform hat zwei Punkte zum Gegenstand; erstens
die Beseitigung der Voraussetzung für die Berufung
zum Geschwornenamte, daß der Betreffende einen
Mindeststeuerbetrag bezahlt oder gewissen Jntelligenz-
ständen angehört. Der Justizausschuß hat dieser
Reform einstimmig zugestimmt. Die zweite Reform
besteht darin, daß auch Frauen zu Geschwornen be¬
rufen werden sollen. Diesbezüglich wurde von dem
Herrn Kollegen Wohlmeyer aufmerksam gemacht,
daß das Geschworuenamt nicht allein ein Recht,
sondern auch eine schwere, oft unerwünschte, ins¬
besondere auf dem Lande mit Opfern verbundene
Pflicht darstelle, weshalb die Lösung dieser Frage
der verfassunggebenden Nationalversammlung Vor¬
behalten werden möge, in der die Frauen per¬

' Im § 4, Punkt 6, wurde bestimmt, daß
Frauen für das jeweils folgende Jahr vom Ge¬
schwornenamte befreit sind. Es ist nun von mehreren
Kollegen die Bemerkung gemacht worden, daß diese
Bestimmung unklar ist, daß es zumindest.unklar
erscheint, inwieweit diese Befreiung stattfindet. Ich
glaube selbst, daß die Worte „für das jeweils
folgende Jahr" überflüssig sind. So,, wie es heißt,
daß Personen befreit sind, die das -60. Lebensjahr
überschritten haben, kann es auch heißen, daß
Frauen befreit sind. Wenn sie befreit sein will,
ist sie befreit, wenn sie das Amt übernehmen will,
dann soll sie es übernehmen.

Weiters wurde emgewendet, daß im § 25
die Worte: ,-Geschworne und Vertrauenspersonen,
die ihre Obliegenheiten erfüllt haben, erhalten, wenn
sie nicht am Orte des Schwurgerichtes oder, der
Bezirkshauptmannschaft ihren Wohnsitz haben" usw.
unÜar.aneinandergereiht sind. Das ist auch richtig
und ich würde Vorschlägen, statt dessen die . Worte
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öffentlichen Armenversorgung — einverstanden sein
können. Was die Abschaffung des Lensus anbelangt,
so gibt es, glaube ich, darüber nur eine Stimme,
daß wir hier keine Befürchtungen hegen dürfen,
denn wir haben ja ein Interesse daran, daß sämt¬
liche Stände, aus denen sich die Bevölkerung
zusammensetzt, daher auch derjenige Stand ver¬
treten ist, der nicht den Bedingungen eines Zensus,
wie er im früheren Gesetze festgestellt war, entspricht;
wir können auch annehmen, daß mit der Über¬
nahme des Amtes zugleich das Verantwortlichkeits¬
gefühl in einem Grade wächst, daß "diesbezüglich
Befürchtungen wegen etwaiger Parteilichkeit usw.
nicht zu hegen sind. Bezüglich des Rechtes der
Frauen, als Geschworne zu fungieren, haben früher
gegenteilige Ansichten- bestanden. Dadurch, daß nun
die Frau das Wahlrecht in die öffentlichen Körper¬
schaften erlangt'hat, ist^ihr ein gewaltiges Schaffens¬
feld eröffnet worden, und die Frauen .durften
wirklich nicht hoffen, in so kurzer Zeit ein so ge-
gewaltiges Recht zu erlangen. Aber wir sind der
begründeten Erwartung, daß dadurch dem öffent¬
lichen Leben neues Blut und Wärme zugeführt
wird, und fürchten nicht, daß der Grundsatz, be¬
ziehungsweise das Sprichwort, daß die Politik den
Charakter verdirbt, sich etwa auch auf die Frauen
erstrecken wird.

zu setzen: „Geschworne und Vertrauenspersonen, die
ihre Obliegenheiten erfüllt haben, erhalten, wenn sie
nicht am Orte der betreffenden Tätigkeit ihren
Wohnsitz haben" usw. (Abgeordneter Freiherr v. Hock:
Am Orte dieser Tätigkeit!) Das Wort „dieser"
schließt sich nicht recht an. Die Worte „am Orte
dieser Tätigkeit" würden voraussetzen, daß es ein-
und dieselbe Tätigkeit ist; aber die Geschwornen
haben eine andere Tätigkeit als die Vertrauens¬
personen. y

Endlich ist noch eine rein stilistische Änderung
vorzunehmen: es sollen' im § 85, 2. Absatz, statt
der Worte „für jeden Tag, wo sie zur Sitzung
erscheinen", die Worte gesetzt werden: „für jeden
Tag, an dem sie zur Sitzung erscheinen".

Das sind die Änderungen, mit welchen ich
dem hohen Hause namens des Justizausschusses
empfehlen würde, das Gesetz anzunehmen.

Präsident Hauser: Mit Zustimmung des
hohen Hauses werde ich die Generaldebatte und
Spezialdebatte unter einem abführen lassem (Nach
einer Pause:) Es wird keine Einwendung dagegen
erhoben. *

Bezüglich der Berichterstattung muß ich be¬
merken, daß auch da ein vollständiges Novum vor¬
liegt. Wir sind ja in der Geschäftsordnung' schon,
ich weiß nicht wohin, gekommen. Wir wenden die
Geschäftsordnung ja nicht einmal mehr sinngemäß
an. Es geht doch eigentlich nicht an, daß ein
Berichterstatter über die Beschlüsse eines Aus¬
schusses Bericht erstattet und gleichzeitig als Bericht¬
erstatter Adänderungsanträge stellt. Jeder Nationalrat
hat ja das Recht, Abänderungsanträge zu stellen,
und wenn der Berichterstatter das wünscht, kann er
ja einen Herrn ersuchen, das zu tun. Aber es ist
doch im allgemeinen nicht angängig, daß ein
Nationalrat. für die Beschlüsse eines Ausschuffes
Bericht erstattet und unter einem die Beschlüsse
dieses Ausschusses abändert. (Berichterstatter Dr.
Neumann-Walter: Nur ergänzt!) Bitte, ich nehme
das an, aber ich möchte doch darauf aufmerksam
machen und darauf hinwirken, daß wir wieder zu
einer geordneten Verhandlung kommen.

Es ist richtig: Gleiche Rechte, gleiche Pflichten.
Aber vom Wahlrecht selbst bis znM Amte eines
Richters ist denn doch ein ganz bedeutender Schritt
und wir können uns nicht der Erkenntnis ent¬
ziehen, daß denn doch gewisse Umstände, namentlich
die Mutterschaft, der Geschlechtscharakter, die
Stellung der Fram im Hanse, in der Hauswirtschaft
usw. nicht so sehr in bezug auf die öffentlichen
Pflichten als auf die^Lasten, die damit^verbunden
sind, eine gewisse Berücksichtigung verdienen.

Bezüglich der Rechte der Frau im politischen
Leben sind wir in den Einschränkungen, möchte ich
sagen, dadurch etwas erleichtert, als wir ja einen
großen Teil' des ftüheren.Gebietes nicht mehr im
neuen Staate haben, daß Länder wie Dalmatien,
Galizien usw. weggefallen sind, und ein gleich¬
mäßigerer Geisteszensus in der deutsch-österreichischen
Republik bezüglich der Frauen ganz entschieden fest-
zustellen ist.Zum Worte sind gemeldet der Herr Staats¬

sekretär Dr. Roller und Baron Hock. Ich erteile
das Wort dem Herrn Staatssekretär 'Dr. Roller.

Was die Pflichten, die Schwere der Pflichten
anbelangt, so ist die ärgste Befürchtung eben durch
Absatz 6 des ß 4 beseitigt, nachdem es jetzt tat¬
sächlich in das Ermessen der Frau gestellt ist, sie
gewissermaßen das vollste Selbstbestimmungsrecht
hat, ob sie sich diesem schweren Pflicht unterziehen
oder ob sie sie ablehnen will. Damit sind, wie gesagt,
die Hauptbedenken, welche dagegen geltend gemacht
wurden, der Frau das Geschwornenamt zu- ver¬
leihen, beseitigt. Wir dürfen nicht vergessen, daß
viele. Staaten mit demokratischen Einrichtungen das

Staatssekretär für Justiz Dr. Roller: Hohe
Nationalversammlung! Das Gesetz jst in der vor¬
liegenden Fassung 'im Ausschuß einstimmig ange¬
nommen worden Und gegen die vom Herrn Bericht¬
erstatter beantragten stilistischen Änderungen ist
nichts einzuwenden. Ich will nur kurz bemerken,
daß wir auch mit der Streichung der Worte „oder
im letzten Jahre gestanden hat" — nämlich in ver¬
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Gcschwornenamt den Frauen noch nicht verliehen
haben. Wie der Herr Berichterstatter gesagt hat,
werden zwar nicht wir, sondern die nächste definitive
Nationalversammlung und die nächste Vertretung

Der tüchtigste, der bravste Mann oder die bravste
Frau kann' unverschuldet in eine Notlage geraten
sein, die sie der öffentlichen Armenversorgung
anheimgibt. Soll das ein Grund sein, sie von
einer, öffentlichen Funktion auszuschließen? Wir
haben die betreffende Bestimmung, welche früher
'auch in unserem Wahlgesetze enthalten war, mit
Fug und Recht beseitigt. Jetzt ist der Genuß einer
öffentlichen Armenunterstützung nicht mehr ein
Hindernis für die ‘ Ausübung des Wahlrechtes.
Warum soll die Armenversorgung ein Hindernis
für die Ausübung des Geschwornenamtes sein?
Zum mindesten würde darin eine Inkonsequenz
liegen, Personen, die man zum Wahlrechte zuläßt,
vom Geschwornenamte auszuschließen. Ich meine
daher, daß der ganze ^ Punkt 5 des 8 2 zu
streichen ist, nicht bloß die. letzte Zeile dieses
Punktes.

der Republik Gelegenheit haben,' falls sich dieser
Versuch nicht bewähren sollte, eine Abänderung zu
ttcffen. In diesem Sinne bitte ich, dieses Gesetz
anzunehmen. ' ^

Präsident Hauser t Zum Worte gelangt der
Herr Nationalrat Baron Hock'

Abgeordneter Freiherr, v. Hock: Der Herr»
Berichterstatter hat die nieisten der' Anregungen,
die. ich Vorbringen wollte, durch die Aufnahme
dieser Anträge in seinen Bericht bereits berücksichtigt.
Im 8 1 möchte ich aber denn doch noch' eine Ab¬
änderung beanttagen. Es heißt hier im 8 1, Punkt 3
. (liest): . '

Präsident Hauser: Herr'Baron beantragen
also, daß der Punkt 5 ganz gestrichen werde?„in einer Gemeinde Deutschösterreichs das

Heiniatsrecht besitzen."

’ Abgeordneter Freiherr v. Hock: Ja.Würde die Gesetzesvorlage in dieser Form
- angenommen werden, so würden jene Personen für
das Geschwornenamt außer Berücksichtigung kommen,
welche jetzt erst die dentschösterreichische Staats¬
bürgerschaft erworben haben, aber noch nicht in der
Lage waren, sich auch das Heimatsrecht in einer
Gemeinde zu verschaffen. Diese Personen sind be¬
kanntlich außerordentlich zahlreich.

Präsident Hauser: Darüber muß dann positiv
.abgestimmt werden. ,

Abgeordneter Freiherr v. Hock: Im übrigen
kann ich mich .darauf beschränken,.-darauf zu ver¬
weisen, daß im ß 25 durch den Antrag des Herrn
Berichterstatters meiner Anregung bereits Rechnung
getragen worden ist.

Das sind in der Regel Leute, die schon viele
Jahre in einer Gemeinde ansässig sind. Auch vom
Standpunkte einer. Berücksichtigung der Ansässigkeit
beim Berufe des 'Geschwornenamtes liegt also nicht
der geringste Anlaß vor, diese Personen 'vom Gc-
schwornenamte auszuschließen. Ich glaube, es ist
hier nur ein Redaktionsfehler. Die Beseitigung
dieses Redaknonsfehlers beantrage ich in der Weise,
daß an Stelle der Worte „in einer Gemeinde
Deutschösterreichs das Heiniatsrecht" die- Worte
„die deutschösterreichischc Staatsbürgerschaft" gesetzt
werden sollen. . v'

Präsident Hauser: Ich erteile, nunmehr dem
Herrn Abgeordneten Dr. Ofner das Wort.

Abgeordneter Dr. Ofner: Hohes Haus! Ich
glaube in der Tat, daß, wie bereits Herr Baron
Hock erklärt hat. die Worte, daß jemand das
Heiniatsrecht in einer Gemeinde haben muß, ledig¬
lich ein Redaktionsfehler ist, denn das Geschwornen¬
amt kann ja nur von der Staatsbürgerschaft ab¬
hängig sein. Die Gcmeindeangehörigkeit hat. gar -
keinen Zusammenhang, mit dem Geschwornenamte.
Bis . jetzt haben wir selbstverständlich auch noch in
dem Gesetze in dem. alten Hause, über welches
Gesetz ich Berichterstatter war, selbstverständlich das
-Heimatsrecht genannt, weil die Staatsbürgerschaft
erst die Folge des Heimatsrechtes' war. Aber
seitdem die Staatsbürgerschaft von dem Heimats¬
rechte in einer Gemeinde abgelöst worden ist, kann
man sich nur an -die Staatsbürgerschaft halten.
Ebenso ist es richtig, daß bezüglich der Armen-
verscckgung die Frage des Geschwornenamtes parallel .
geht mit dem politischen Rechte. Wir waren
damals, als wir darüber gesprochen haben, niemes
Wissens noch nicht in Kenntnis dessen, daß

Zu § 2, Punkt 5, stelle ich den Antrag, übe^
diesen Punkt 5 eine gesonderte Abstimniung ein¬
zuleiten, da ich der Ansicht bin, daß dieser Punkt 5
im vollen Umfange. zu streichen wäre. Der Herr
Berichterstatter ist meiner Anregung dadurch zum
Teile nachgekommen, daß er den Ausschluß jener
Personen fallen gelassen hat, welche im letzten Jahre
in der öffentlichen Armenversorgung gestanden sind.
Es scheint mir gar kein Grund vorzuliegen, über¬
haupt die öffentliche Armenversorgung mit dem
Geschwornenamte in Zusammenhang zu bringen.
Die öffentliche Armenversorgung ist eine Hilfeleistung
der Öffentlichkeit für verunglückte Staatsbürger,
drückt aber, oder soll • keinen Makel auf die Person
drücken, welche ln.eine solche Notlage geraten ist..
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dieser Ausschließungsgrund im politischen Verfahren
fallen gelassen worden ist.

listen diese Personen nicht in den Vordergrund
treten werden. Ich glaube aber das doch erwähnen
zu nmssen.Ich selbst > habe lediglich noch meiner Genug¬

tuung kurz Ausdruck zu' geben, daß dieses Gesetz
endlich beschlossen .wird und daß das neue
Deutschbsterreich dazu gekommen ist, anzuerkennen,
daß auch die Frauen Geschworne sein können. Ich
zweifle nicht daran, daß ebenso wie bei allen
Stellungen, Ämtern und Bedienstungen usw., zu
denen wir bie Frauen zugelassen haben, sie auch
hier- zeigen werden, daß sie durchaus tüchtig, sind
unb ihrer Pflicht entsprechen, daß das Mißtrauen,
das man gegen ihre Fähigkeiten hegt, .sich nicht
bewähren wird. In den Vereinigten Staaten sind
sie schon seit langer Zeit zum Geschwornenämte
berufen, ich erinnere mich auch an Fälle, in denen
eine Frau Vorsitzende der Gcschwornenbank war, und
sie haben dort durchaus. Erspießliches geleistet. Ich
zweifle nicht, auch wir - werden uns überzeugen,
daß unser Mißtrauen ein Vorurteil ist, die
Praxis wird beweisen, daß die Frau dem Manne
in bezug auf den Verstand ebenbürtig ist.. (Beifall).

Weiter wurde nichts bemerkt. Ich erlaube mir
nochmals die Annahme des Gesetzes zu empfehlen
und nur noch zu erwähnen, daß seinerzeit die
Frauen deshalb nicht zu Geschwornen berufen
wurden,, weil man nicht mit dem höchsten Amte,
mit der Entscheidung über Leben und Tod, beginnen
wollte. Aber ein argumentum a contrario ist es
selbverstgndlich, daß jetzt, wo die Frauen dazu berufen
sind, nicht nur das wohl verantwortungslosere aktive -
Wahlrecht ausznüben, sondern auch- an der Gesetzgebung
teilzunehmen, sie wohl auch berufen sind, Volksrichter
zu sein. Dies ist gewiß auch eine Anerkennung
dessen, daß, die Frauen im Kriege sich auf vielen
Gebieten, insbesondere aber auf dem der Jugend¬
fürsorge als vollkommen gleichwertige Staatsbürger
bewährt haben. ,

Präsident Hauser: Wir kommen zur Ab-
stimmmung.'

Artikel I- ist unbeanstandet geblieben. Ich bitte
die Herren, welche Artikel I annehmen wollen, sich
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Präsident Hauser: Es ist niemand mehr
zum Worte gemeldet. - Ich erteile dem Herrn
Berichterstatter das Schlußwort.

Vom § 1 sind die Punkte 1 und 2 unbe¬
anstandet geblieben. Ich bitte die Herren, welche '
diesen Punkten zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Berichterstatter Dr. Neumann-Walter:
Hohe Nationalversammlung! Mit Rücksicht auf die
weiteren Abanderungsanträgc, die gestellt worden
sind, erlaube ich mir folgendes zu bemerken: Zum Punkte 3 hat der Herr Abgeordnete Baron

Hock einen Abänderungsantrag gestellt, es sei anstatt:
„in einer Gemeinde Deutschösterreichs das Heimats¬
recht" zu setzen: „die deutschösterreichischc Staats¬
bürgerschaft". - '

Die Worte int § 1, Punkt 3, wonach nur
diejenigen zum Amte eines Geschwornen berufen-
sind, die in Deutschvsterreich das Heimatsrecht
besitzen, gehen ' keineswegs, ,wie iy der Debatte
vorgebracht wurde, auf ein redaktionelles Übersehen
zurück. Man wollte doch eine gewisse Evidenz haben,
eine gewisse Seßhaftigkeit unter die Voraussetzungen
aufnehmen, so daß--ich zumindest berichten muß,
daß der Justizausschuß diese Bestimmung wohl mit
Bewußtsein ausgenommen hat. Wir sind in der
Demokratisierung -der Geschwornenlisten schon außer¬
ordentlich weit gegangen, wir gehen hier, was
gewiß nur zu begrüßen ist, gewissermaßen Europa
und einem großen Teile der Welt voran. Aber ich
glaube, wir brauchen die Sache nicht zu übertreiben.

Ich. bitte diejenigen Herren, welche dem
Abänderungsantrag Hock zustimmen, sich von den
Sitzen zu erheben (Geschieht.) Es ist die Minorität,
der Antrag ist ab gelehnt.

. Ich bitte nun diejenigen Herren, welche di'e
Punkte 3 und 4 in der vorliegenden Fassung an-

' nehmen wollen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Angenommen.

ß 2 ist bis auf den Punkt 5 unbeanstandet
geblieben. Ich bitte jene Herren, die den 8 2 in
seinen ersten 4 Punkten annehmen wollen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Das gleiche gilt von dem Punkte, den Baron
Hock erwähnt hat, daß derjenige zu dem Amte
eines Geschwornen unfähig ist, der in öffentlicher
Armenversorgung steht. Wir sind gewiß alle der
Ansicht, Armut sei keine Schande, aber ob man die
Sache so weit treiben soll, daß man auch Leute/die
in Armenversorgung stehen, hier hineinnimmt, ist
eine andere, Frage. Es handelt sich hier ja doch
gewöhnlich um Typen von nicht unabhängigen,
gebrechlichen Personen. Die Bestimmung ist auch
nicht bedeutungsvoll, weit ja bei Anlegung der Ur¬

Zu Punkt 5 liegt ein Abändernngsantrag
des Herrn .Berichterstatters Dr.' Neumann-
Walter vor. Punkt 5 hätte nach'seinem Anträge
nur zu lauten: „5. wer in öffentlicher Armen¬
versorgung steht"..

Der Herr Abgeordnete Baron Hock bean¬
tragt, daß ' der Punkt 5 vollständig ausgelassen
werde.- Ich kann nur positiv abstimmen.
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Ich bitte daher diejenigen Herren, welche
dem Anträge des Herrn Berichterstatters zustimmen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)- Der
Antrag ist angenommen.

mals wurde diese Wahl abgesetzt, weil sich die Par¬
teien noch nicht geeinigt hatten.. Heute aber wird
mitgeteilt, daß die neuen Staatsschuldverschreibungen
nicht ausgegeben werden können, wenn heute nicht
die Wahlen .vorgenommen werden, weil die be-"
treffenden Herren ihre Unterschriften- leisten müssen.
Die Stimmzettel sind bereits verteilt. Wenn
das hohe Haus einverstanden ist. chürde ich be¬
antragen, die Wahl' sofort vornehmen zu lassen. -
(Zustimmung)

Z 3 ist unbeanstandet geblieben. Ich bitte
diejenigen Herren, welche dein 8 3 in der. vor¬
liegenden Fassung zustimmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) .Stngenoiutnen.

8 4 ist in den ersten fünf Punkten unbean¬
standetgeblieben. Ich bitte diejenigen Herren, welche
die ersten fünf Punkte des 8 4 annehmen wollen,
sich von den, Sitzen zu erheben. (Geschieht)., Ange¬
nommen. '

, Zugleich teile ich mit, daß Ausschußman-
d'ate zurückgelegt haben die Herren Abgeordneten
Dr. Bodirsky und Miklas als Mitglieder des
Untersuchungsausschusses.Der Herr Berichterstatter beantragt/ daß im

'Punkt 6,. welcher lautet: „Frauen für. das/ jeweils
folgende Jahr" die Worte „für das jeweils fol-
'gende Jahr" zu streichen sind. .

Mit Zusttmmuug der Versamnllung werde ich
auch die Ersatzwahlen in diesen Ausschuß vor¬
nehmen lassen, gleichzeitig auch die Wahl von sechs
Ersatzmännern für diesen Ausschuß. Ich ersuche
die Stimmzettel abzugeben. (Nach Abgabe der
Stimmzettel): Die Stimmenabgabe ist ge¬

Ich' bitte . diejenigen Herren, welche den
Punkt 6 in der vom Berichterstatter beantragten
Fassung annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht) Angenommen. schlossen. (Nach yornahme des Skrutiniums): In

die Staatsschuldenkontrollkommission wurden
gewählt nllt je 53 abgegebenen Stimmen die Herren
Dr. Edmund Benedikt/Advokat in Wien, Doktor
Viktor Kienböck, Advokat in Wien, und Dr. Fer- |
dinand Freiherr v. Wimmer, Geheimer Rat in
Wien.

8 5 ist unbeanstandet geblieben, ebenso die
88' 9, 10, 11, 13 und 15. Ich bitte diejenigen
Herren, welche diese Paragraphen ännehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht) Diese
Paragraphen sind angenommen.

Zu 8 25 hat der Herr Berichterstatter ein
paar- stilistische Abänderungen beantragt, so daß
es heißen soll: „wenn sie nicht am Orte der be¬
treffenden Tätigkeit des Schwurgerichtes . . ." usw.
Ebenso soll es im zweiten Absatz ' des 8 25 'statt
det Worte „für jeden Tag, wo sie zur Sitzung er¬
scheinen" heißen: „für jeden Tag, an dem sie zur
Sitzung erscheinen".'

In den Untersuchungsschuß wurden ge- .
wählt - mit je 53 abgegebenen Stimmen als Mit¬
glieder die Herren Abgeordneten Denk und Wohl-
meyer, als Ersatzmänner die Herren Abgeordneten
Ritter v. Oberleithner, Rieger, Parrer,
v. Guggenberg, Soukup und Leuthner. Ich bitte,
dies zur Kenntnis zu nehmen.

- Der volkswirtschaftliche Ausschuß hat
eine Vorlage, nämlich den Antrag der Herren Ab¬
geordneten Ritter v. Pantz und Genossen, be¬
treffend die Einführung einer Grundsteuer (80 der
Beilagen) zurückgelegt und mir übergeben, weil er
in den Finanzausschuß gehört. Ich bitte das hohe
Haus, das zur Kenntnis zu nehmen; ich werde
den Antrag dem Finanzausschuß znweisen.

Ich bitte diejenigen Herren, die den 8 25
mit diesen stilistischen Änderungen ännehmen wollen,
sich von den Sitzen' zu erheben. (Geschieht) An¬
genommen.

Artikel II, III, IV, V sind unbeanstandet
geblieben. Ich bitte diejenigen Herren, welche diese
Artikel ännehmen' wollen, sich von den« Sitzen, zu
erheben, (Geschieht) Diese Artikel sind ange¬
nommen. Ich werde ferner zuw/is.en:

Ich bitte' diejenigen Herren, welche auch Titel
und Eingang des, Gesetzes annehmen wollen, sich
von/den Sitzen zu' erheben. (Geschieht) Titel und
Eingang sind an.genommen.

den Antrag des Abgeordneten Miklas
und Genossen, betreffend die Flüssigmachung '
eines Staatszuschusses zu den vom Lande
Niederösterreich im Iahte 1919 auszuzahlen¬
den Kriegsteüerungszulagen für die aktiven
und pensionierten Lehrpersonen 'an öffent¬
lichen Volks- und. Bürgerschulen sowie an
die Witweü und Waisen nach solchen Lehr¬
personen (Beilage 104),

Somit ist dieses Gesetz in zweiter Lesung
angenommen.

Wir kommen nun zu einem anderen Gegen¬
stände, welcher nicht auf der Tagesordnung steht,
der aber unlängst auf der Tagesordnung stand und
infolge mangelhafter Vorbereitung von der Tages¬
ordnung abgesetzt wurde. Es ist dies die Wahl in
die Staatsschnldenkontrollkommission. Da¬

den Antrag der .Nationalräte .Max
Winter, Karl Volkert, Schiegl,' Simon Abram .
n.n.d. Genossen, betreffend die künftige Ver-
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und den Antrag der Abgeordneten Fink,
Loser und Genossen in Notstandsangelegen-
heiten (Beilage 103), dem volkswirtschöst¬
lichen Ausschüsse;

Wertung der nuf dem deutschösterreichischen
Staatsgebiete, liegenden Krongüter (Bei¬
lage 105), und

den Antrag des Abgeordneten v. Guggen-
bcrg und Genossen, betreffend' Aushilfe an
Staatsangehörige im besetzten. Gebiet Süd¬
tirols (Beilage 106), dem Finanzausschuß;

endlich werde ich den Antrag des Herrn
Abgeordneten Schiegl und Genossen, be¬
treffend die Aufhebung der Steuer- und
-Gebührenfreiheit des ehemaligen Kaisers
von Österreich.-und der Mitglieder der
kaiserlichen Familie, dem Finanzausschüsse
zuwcisen.

deu Antrag der Abgeordneten Dr. Licht,
Dr. Ofner und Genössen, betreffend den
Entwurf eines Gesetzes, durch das die
Altersgrenze der Minderjährigkeit herab¬
gesetzt 'wird (Beilage 112), dem. Justizaus-
schusse; Da ich nicht in der Lage bin, Tag und

Stunde der nächsten-Sitzung schon.heute bekanntzu¬
geben, wird zur nächsten Sitzung im schriftlichen
Wege eingcladcn werden. Ist eine Einwendung?
(Nach einer Pause:) Es ist nicht der Fall, es
bleibt daher bei meinem.Borschlage.

den Antrag des Abgeordneten Dr. Julius
Ofner und Genossen über, die Enteignung
zu Wohnzwecken (Beilage 110),

den Antrag des Abgeordneten Niedrist
und Genossen, betreffend die Regelung des
Jagdrechtes (Beilage 111), X Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung: 1 Uhr mittags.

Staatsdruckerei. 36119
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